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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordneter 

Robert 

Hochbaum 

(CDU/CSU) 


Ist es der Bundesregierung bekannt, dass die 
Leistungsempfänger nach dem Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetz (BAföG) bei der Bean- 
tragung der Befreiung von der Radio- und 
Fernsehgebühr bei der Gebühreneinzugszen- 
trale (GEZ) das gleiche aufwendige, formular- 
reiche Verfahren wie bei der BAföG-Antrag- 
stellung noch einmal durchlaufen müssen, und 
wenn ja, welche Maßnahmen bzw. Pläne gibt 
es, diese Verdoppelung zu vermeiden? 


Antwort der Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien, Staatsministerin Dr. Christina Weiss 

vom 17. Juni 2003 

Das inländische Rundfunkwesen (Hörfunk und Fernsehen) einschließ- 
lich der Finanzierung des Rundfunks fällt in die Zuständigkeit und 
Gesetzgebungskompetenz der Länder. Diese haben das Rundfunk- 
gebührenwesen und die Gebührenpflicht im Rundfunkgebührenstaats- 
vertrag (RGebStV) geregelt und darin den Landesregierungen die 
Möglichkeit eingeräumt, durch Rechtsverordnung die Voraussetzun- 
gen für die Befreiung von der Rundfunkgebührenpflicht zu schaffen. 
Davon haben die Landesregierungen durch im Wesentlichen gleich 
lautende Rechtsverordnungen über die Voraussetzungen für die Be- 
freiung von der Rundfunkgeführenpflicht Gebrauch gemacht. Bei ei- 
ner auf Antrag möglichen Gebührenbefreiung aus sozialen Gründen, 
bei der die sozialen Gründe in der wirtschaftlichen Situation des An- 
tragstellers liegen, ist für die Gebührenbefreiung maßgeblich, ob das 
Einkommen eine nach den Bestimmungen des Bundessozialhilfegeset- 
zes zu definierende Einkommensgrenze nicht übersteigt. Der Befrei- 
ungsantrag wird in der Regel von dem örtlichen Träger der Sozi a lhilfe 
geprüft und von der zuständigen Landesrundfunkanstalt auf Vor- 
schlag der Sozialbehörde entschieden. Die Einkommensüberprüfung 
der Sozialbehörden ist dabei offenbar ähnlich aufwändig wie bei dem 
Verfahren nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz. 

Nach einer Mitteilung der Staatskanzlei Rheinland-Pfalz - bei der die 
für grundsätzliche Fragen des Rundfunks zuständige Rundfunkkom- 
mission der Ministerpräsidenten der Länder angesiedelt ist - wird auf 
Seiten der Länder für die Zukunft diskutiert, u. a. Leistungsempfänger 
nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz unmittelbar und ohne 
weitere Einkommensprüfung von den Rundfunkgebühren zu befreien 
und damit auch zu einer Verwaltungs- und Verfahrensvereinfachung 
zu kommen. Eine staatsvertragliche Vereinbarung über eine entspre- 
chende Bestimmung steht jedoch noch aus. 


2. Abgeordneter 

Frank 

Hofmann 

(Volkach) 

(SPD) 


Gibt es im Bundeskanzleramt zwei Schreiben 
des damaligen Bundeskanzlers Dr. Helmut 
Kohl vom 6. Oktober 1995 und vom 9. Okto- 
ber 1995 an den damaligen Telekom-Aufsichts- 
ratschef bzw. Unterlagen, vorbereitende Un- 
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terlagen oder Gesprächsnotizen im Zusam- 
menhang mit diesem Schriftwechsel, in denen 
der damalige Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl 
unter anderem einen Bericht der Deutschen 
Telekom AG anforderte über einen Vergleich 
der digitalen Decoder der Systeme Bertels- 
mann und Kirch (vgl. DER SPIEGEL vom 
28. April 2003)? 


Antwort des Staatsministers Rolf Schwanitz 
vom 20. Juni 2003 

Weder die in der Zeitschrift „DER SPIEGEL“ vom 28. April 2003 
zitierten Schreiben vom 6. und vom 9. Oktober 1995 noch damit im 
Zusammenhang stehende Verwaltungsvorgänge sind in den Akten des 
Bundeskanzleramtes vorhanden. 


3. Abgeordneter 

Frank 

Hofmann 

(Volkach) 

(SPD) 


Gibt es im Bundeskanzleramt einen Bericht 
der Deutschen Telekom AG über einen Ver- 
gleich der digitalen Decoder der Systeme Ber- 
telsmann und Kirch (vgl. DER SPIEGEL vom 
28. April 2003)? 


Antwort des Staatsministers Rolf Schwanitz 
vom 20. Juni 2003 

Auch der ebenfalls dort erwähnte Bericht der Deutschen Telekom AG 
über einen Vergleich der digitalen Decoder der Systeme Bertelsmann 
und Kirch ist in den Akten des Bundeskanzleramtes nicht vorhanden. 


4. Abgeordneter 

Frank 

Hofmann 

(Volkach) 

(SPD) 


Gibt es im Bundeskanzleramt Schriftwechsel, 
Gesprächsnotizen, vorbereitende Unterlagen 
aus Juni 1997 über eine Intervention des da- 
maligen Bundeskanzlers Dr. Helmut Kohl bei 
der EU-Kommission oder beim damaligen 
Wettbewerbskommissar Karel van Miert in 
Bezug auf die Fusion auf dem Gebiet des Pay- 
Fernsehens zwischen Kirch und Bertelsmann 
(vgl. DER SPIEGEL vom 28. April 2003)? 


Antwort des Staatsministers Rolf Schwanitz 
vom 20. Juni 2003 

Verwaltungsvorgänge über die Gespräche des damaligen Bundeskanz- 
lers mit der EU-Kommission aus dem Jahr 1997 sind in den Akten 
des Bundeskanzleramtes vorhanden. 
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5. Abgeordneter 

Frank 

Hofmann 

(Volkach) 

(SPD) 


Gibt es im Bundeskanzleramt Schriftwechsel, 
Unterlagen, vorbereitende Unterlagen aus 
dem Jahr 1994 in Bezug auf Aktivitäten des 
damaligen Bundeskanzlers Dr. Helmut Kohl, 
den damaligen RTL-Chef Helmut Thorna für 
den Kirch-Konzern abzuwerben (vgl. dpa vom 
3. Mai 2003)? 


Antwort des Staatsministers Rolf Schwanitz 
vom 20. Juni 2003 

Verwaltungsvorgänge über das von Ihnen genannte Gespräch des 
damaligen Bundeskanzlers mit dem damaligen RTL-Chef Helmut 
Thorna aus dem Jahr 1994 sind in den Akten des Bundeskanzleramtes 
nicht vorhanden. 


6. Abgeordnete 

Maria 

Michalk 

(CDU/CSU) 


Für welche Projekte werden die im Einzelplan 
04 „Bundeskanzler und Bundeskanzleramt“ 
für den Haushaltstitel 894 22-183 „Investitio- 
nen für nationale Kultureinrichtungen in Ost- 
deutschland“ zugeführten Mittel in Höhe von 
7 Mio. Euro im Haushaltsjahr 2003 verwendet, 
aufgelistet nach Ländern, Förderhöhe und 
Zeitraum der Investitionen? 


Antwort der Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien, Staatsministerin Dr. Christina Weiss 

vom 17. Juni 2003 

Im Rahmen der Mittelbewirtschaftung sind dem Kapitel 04 05 
Titel 894 22 „Investitionen für nationale Kultureinrichtungen in Ost- 
deutschland“ im Haushaltsjahr 2003 insgesamt 7 Mio. Euro zugeführt 
worden. Diese Mittel stehen für folgende Projekte zur Verfügung: 




Land 

T€ 

Zeitraum 

1 . 

Nationaltheater Weimar 

TH 

470 

2003/2004 

2. 

Anna-Amalia Bibliothek, Weimar 

TH 

950 

2003/2004 

3. 

Moritzburg, Halle 

ST 

300 

2003/2004 

4. 

Konferenz nationaler 
Kultureinrichtungen (KNK) 


500 

2003/2004 

5. 

Einstein-Haus, Caputh 

BB 

250 

2003/2004 

6. 

Staatliche Museen Schwerin 

MV 

750 

2004/2005 


Der Restbetrag ist für angemeldete Maßnahmen festgelegt, über de- 
ren Realisierung dem Grunde und der Höhe nach noch zu entschei- 
den sein wird. 
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7. Abgeordneter 

Bernd 

Siebert 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass die Mittel, die vom Presse- 
und Informationsamt der Bundesregierung 
(BPA) für das Jahr 2003 zur Finanzierung der 
Gesellschaft für Wehr- und Sicherheitspolitik 
e. V. zur Verfügung gestellt werden, um 30 000 
Euro gegenüber dem Vorjahr gekürzt wurden, 
und wenn ja, warum? 


Antwort des Chefs des Presse- und Informationsamtes und 
Sprechers der Bundesregierung, Staatssekretär Bela Anda 
vom 13. Juni 2003 

Ja. Die Höhe der Mittel für diesen Zuwendungsempfänger wurde im 
Rahmen der parlamentarischen Etatberatung (Sitzung des Haushalts- 
ausschusses vom 30. Januar 2003) festgesetzt. 


8. Abgeordneter 

Bernd 

Siebert 

(CDU/CSU) 


In welcher Höhe sind in diesem Zusammen- 
hang auch bei anderen durch das BPA geför- 
derten Institutionen im Haushaltsjahr 2003 
Mittel eingespart worden und bei welchen 
Institutionen? 


Antwort des Chefs des Presse- und Informationsamtes und 
Sprechers der Bundesregierung, Staatssekretär Bela Anda 
vom 13. Juni 2003 

In keiner Höhe. 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


9. Abgeordnete 

Veronika 

Bellmann 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob es im Zu- 
ge der EU-Osterweiterung zu einer Verlegung 
von Institutionen bzw. Behörden der Europä- 
ischen Union in die Beitrittsländer kommt, 
und wenn ja, welche Institutionen sind davon 
betroffen? 


Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller 
vom 20. Juni 2003 

Im Zuge der Erweiterung sind nach heutigem Stand keine Verlegun- 
gen von Institutionen bzw. Behörden der Europäischen Union ge- 
plant. 
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10. Abgeordneter 

Albrecht 

Feibel 

(CDU/CSU) 


Wie viele deutsche Staatsbürger verbüßen ge- 
genwärtig eine Haftstrafe in ausländischen 
Gefängnissen? 


Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller 
vom 23. Juni 2003 

Im Jahr 2001 wurden von 147 deutschen Auslandsvertretungen in 1 14 
Ländern insgesamt 3 032 Untersuchungs- und Strafgefangene betreut. 
Eine erneute Erhebung der Betreuungszahlen bei den deutschen Aus- 
landsvertretungen ist zum Stichtag 31. Dezember 2003 vorgesehen. 

Die genaue Zahl der im Ausland einsitzenden deutschen Häftlinge ist 
der Bundesregierung allerdings nicht bekannt, da nicht jeder deutsche 
Häftling eine Unterrichtung der zuständigen deutschen Auslandsver- 
tretung über seine Verhaftung wünscht. Auch geben sich Deutsche, 
die eine weitere Staatsangehörigkeit besitzen, im Land der Haftverbü- 
ßung nicht immer als Deutsche zu erkennen. 


11. Abgeordnete 

Christa 

Reichard 

(Dresden) 

(CDU/CSU) 


Was unternimmt die Bundesregierung, um in 
Deutschland lebende Bürger aus Afghanistan 
in Projekte zum Wiederaufbau Afghanistans 
einzubinden? 


Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller 
vom 19. Juni 2003 

Die Bundesregierung setzt erfolgreich entwicklungspolitische Maß- 
nahmen ein, um in Deutschland lebende Afghaninnen und Afghanen 
am Wiederaufbau zu beteiligen. Im Rahmen des Programms „Inte- 
grierte Fachkräfte“ (CIM) wird die Übernahme leitender Positionen 
in der staatlichen Verwaltung und im sozialen Bereich gefördert. Im 
Rahmen des Programms „Return to Employment in Afghanistan“ 
(REA) werden Rückkehrerinnen und Rückkehrer durch Ausbildungs- 
maßnahmen in direkter Zusammenarbeit mit afghanischen Arbeitge- 
bern bei der Suche und Aufnahme einer Beschäftigung unterstützt. 
Schließlich wird auch die Gründung arbeitsplatzschaffender Existen- 
zen durch die Gewährung von Zuschüssen durch die Deutsche Investi- 
tions- und Entwicklungsgesellschaft (DEG) gefördert. 


12. Abgeordnete 

Christa 

Reichard 

(Dresden) 

(CDU/CSU) 


Wie viele deutsche Frauen sind bei ISAF (In- 
ternational Security Assistance Force) und der 
Aufbauhilfe in Afghanistan beteiligt, insbe- 
sondere aus den Bereichen Bundeswehr und 
Polizei, und wie sehen die diesbezüglichen Pla- 
nungen der Bundesregierung für die Zukunft 
aus? 
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Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller 
vom 19. Juni 2003 

Derzeit befinden sich 60 weibliche Angehörige der Bundeswehr bei 
ISAF im Einsatz. Die Personalauswahl der Bundeswehr für einen 
Auslandseinsatz orientiert sich grundsätzlich an der für den jeweiligen 
Dienstposten erforderlichen fachlichen Qualifikation. Darüber hinaus 
muss die Soldatin/der Soldat den besonderen körperlichen und geisti- 
gen Belastungen eines Auslandseinsatzes gewachsen sein. Planungs- 
vorgaben hinsichtlich der Anzahl weiblicher Soldaten in Auslandsein- 
sätzen werden daher nicht gemacht. 

Das Bundesministerium des Innern hat im Rahmen des Wiederauf- 
baus der afghanischen Polizei Anfang März 2003 eine Beamtin des ge- 
hobenen Dienstes des Bundeskriminalamtes in das seit April 2002 ein- 
gerichtete Projektbüro Polizei Kabul entsandt. Das Projektbüro ist 
derzeit mit 14 Polizeivollzugsbeamten des Bundes und der Länder be- 
setzt. Es ist beabsichtigt, Ende Juni 2003 eine weitere Beamtin und 
auch künftig weibliche Beamte nach Kabul zu entsenden. 

Von den entsandten Fachkräften des BMZ (Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung) sind zurzeit fünf 
Frauen im Rahmen von GTZ-Projekten (GTZ = Deutsche Gesell- 
schaft für Technische Zusammenarbeit) beschäftigt, hinzu kommen 
zwei Entwicklungshelferinnen des DED (Deutscher Entwicklungs- 
dienst) sowie eine CIM-Expertin. Zu den in der allgemeinen Aufbau- 
hüfe der Nichtregierungsorganisationen tätigen weiblichen Personen 
liegen keine Zahlen vor. Eine große Anzahl von Frauen arbeitet hier 
v. a. in frauenbezogenen Projekten mit. 

Im Übrigen sind vier der neun in der Botschaft Kabul eingesetzten Be- 
diensteten des höheren Dienstes Frauen, darunter eine Referentin, die 
speziell für Gender-Fragen und Zivilgesellschaft zuständig ist. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


13. Abgeordnete 

Veronika 

Bellmann 

(CDU/CSU) 


Ist es richtig, dass Deutschland seinen Beitrag 
an die Welt-Anti-Doping-Agentur WADA 
(World Anti-Doping Agency) noch nicht abge- 
führt hat, und wenn ja, wann soll diese Zah- 
lung vor dem Hintergrund der möglichen 
negativen Folgen für die Olympiabewerbung 
Leipzigs erfolgen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ute Vogt 
vom 18. Juni 2003 

Nein. Die Bundesrepublik Deutschland hat ihre Beitragszahlungen an 
die WADA für 2003 vollständig geleistet. 
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14. Abgeordneter 

Martin 

Hohmann 

(CDU/CSU) 


Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung 
zum weiteren Schicksal der Deserteure aus 
den Reihen der „Westgruppe der Truppen“ 
der sowjetischen beziehungsweise russischen 
Streitkräfte (siehe „Roter Stern über Deutsch- 
land“ von Ilko-Sascha Kowalczuk und Stefan 
Wolle, Seite 221) die in Deutschland vor 1994 
Asyl beantragt hatten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ute Vogt 
vom 24. Juni 2003 

Das Bundesministerium des Innern hat im Juni 1997 das Bundesamt 
für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge (Bundesamt) angewie- 
sen, für Deserteure der ehemaligen Westgruppe der sowjetischen 
Streitkräfte unter Berücksichtigung der Auskünfte des Auswärtigen 
Amts ein Abschiebungshindernis nach § 53 Abs. 6 Ausländergesetz 
festzustellen, soweit sie auf deutschem Boden stationiert waren und 
die Staatsangehörigkeit eines Nachfolgestaates der ehemaligen Sowjet- 
union mit Ausnahme der baltischen Staaten (Estland, Lettland, Litau- 
en) besaßen oder inzwischen staatenlos waren. 

Nach Feststellung des Vorliegens des Abschiebungshindernisses ge- 
mäß § 53 Abs. 6 Ausländergesetz durch das Bundesamt oblag die wei- 
tere aufenthaltsrechtliche Gestaltung der jeweils zuständigen Auslän- 
derbehörde. 

Die Ausländerbehörden erteilen bei Vorliegen von Abschiebungshin- 
dernissen gemäß § 53 Ausländergesetz regelmäßig eine Duldung. 
Soweit die ausländerrechtlichen Voraussetzungen vorliegen, kann 
hieraus ein Aufenthaltsrecht erwachsen. 


15. Abgeordneter 

Jürgen 

Klimke 

(CDU/CSU) 


Werden dem Technischen Hilfswerk (THW) 
auch in den Jahren 2004 und 2005 Haushalts- 
mittel wie in 2002 und 2003, die im Vergleich 
zu 1998 um 46 % gestiegen sind, zur Verfügung 
gestellt, oder resultiert die Erhöhung der Zu- 
schüsse für das THW in 2002 und 2003 ledig- 
lich aus Beihilfen, die wegen des Elbehochwas- 
sers und des Anti-Terror-Paketes einmalig be- 
willigt wurden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 19. Juni 2003 

Die Befassung des Kabinetts mit dem Haushalt 2004 ist am 25. Juni 
2003 vorgesehen. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist daher eine Aussa- 
ge über das Volumen des THW-Haushalts 2004 noch nicht möglich. 
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16. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Wie verändert sich in diesem Jahr auf Basis 
des am 21. Mai 2003 vom Bundeskabinett be- 
schlossenen Entwurfs für ein Bundesbesol- 
dungs- und -Versorgungsanpassungsgesetz 
2003/2004 (BBVAnpG 2003/2004) das Brutto- 
jahresgehalt eines seit April 2003 41 Jahre 
alten ledigen und kinderlosen Beamten in der 
Besoldungsgruppe A 3 bzw. in A 1 1, A 12 und 
A 16 (jeweils West und Ost) absolut und relativ 
gegenüber 2002, und wie stellen sich diese 
Zahlen bei Wegfall der Einmalzahlungen sowie 
einer um weitere drei Monate verschobenen 
Anpassung dar? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Göttrik Wewer 
vom 17. Juni 2003 

Die Verbesserungen des Jahresbruttogehalts einer Beamtin bzw. eines 
Beamten in den Besoldungsgruppen A 3, A 1 1, A 12 und A 16 (41 Jah- 
re, ledig, ohne Kinder) nach dem von der Bundesregierung vorgeleg- 
ten Gesetzentwurf eines Bundesbesoldungs- und -Versorgungsanpas- 
sungsgesetzes 2003/2004 (Bundesratsdrucksache 375/03) ergeben sich 
aus den nachfolgenden Tabellen. 

Mit den linearen Verbesserungen fällt bei Bezügeempfängerinnen und 
-empfängern, die im April 2003 das 41. Lebensjahr vollenden und de- 
ren Leistungen den durchschnittlichen Anforderungen entsprechen, 
im Jahr 2003 ein Aufrücken in den Stufen zusammen. Dies gilt nicht 
für Beamtinnen und Beamte der Besoldungsgruppe A3, die das End- 
grundgehalt in der Regel bereits erreicht haben. Insoweit weisen die 
nachfolgenden Tabellen die Steigerungen getrennt nach linearer Anhe- 
bung und Stufenaufstieg aus. 

Bei den Verbesserungen für die Bezügeempfängerinnen und -empfän- 
ger nach der Zweiten Besoldungs-Übergangsverordnung sind neben 
der linearen Erhöhung auch die Verbesserungen durch die Anhebung 
des Bemessungssatzes Ost von 90% auf 91 % zum 1. Januar 2003 be- 
rücksichtigt. 

1. Bezügeverbesserungen aufgrund des Gesetzentwurfs der 
Bundesregierung 


Besoldungs- 

gruppe 

Bruttobesoldung 

2002 

Bruttobesoldung 

2003 

Differenz aufgrund 
linearer Anhebung und 
Einmalzahlung 

Differenz 

aufgrund 

Stufenaufstiegs 

A3 

22 127,63 € 

22618,97 € 

491,35 €(+2,2%) 

- 

All 

36 846,97 € 

38 353,43 € 

798,26 € (+2,2%) 

708,20 € 

A 12 

40 274,73 € 

41 745,44 € 

632,21 €(+1,6%) 

838,49 € 

A 16 

58610,18 € 

61 239,39 € 

837,51 €(+1,4%) 

1 791,70 € 
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im Geltungsbereich der Zweiten Besoldungs-Übergangsverordnung 


Besoldungs- 

gruppe 

Bruttobesoldung 

2002 

Bruttobesoldung 

2003 

Differenz aufgrund 
linearer Anhebung und 
Einmalzahlung 

Differenz 

aufgrund 

Stufenaufstiegs 

A3 

19 551,50 € 

20 200,73 € 

649,22 €(+3,3%) 

- 

All 

32 644,50 € 

34 358,84 € 

1 083,72 €(+3,3%) 

630,62 € 

A 12 

35 677,70 € 

37 390,62 € 

966,33 €(+2,7%) 

746,59 € 

A 16 

51 902,79 € 

54831,56 € 

1 333,49 €(+2,6%) 

1 595,28 € 


II. Bezügeverbesserungen bei Verschiebung um 3 Monate und Wegfall 
der Einmalzahlung 

Die nachfolgenden Tabellen weisen die Steigerungen der Jahresbrutto- 
gehälter aus, wenn abweichend zum Gesetzentwurf der Bundesregie- 
rung (Bundesratsdrucksache 375/03) die Bezügeanpassung in 2003 
um drei Monate auf den 1. Juli 2003 für die Besoldungsgruppen A2 
bis A 1 1 und den 1. Oktober 2003 für die Besoldungsgruppen ab A 12 
hinausgeschoben sowie die Einmalzahlung gestrichen würde. 


Besoldungs- 

gruppe 

Bruttobesoldung 

2002 

Bruttobesoldung 

2003 

Differenz aufgrund 
linearer Anhebung 

Differenz 

aufgrund 

Stufenaufstiegs 

A3 

22 127,63 € 

22 370,80 € 

243,17 €(+1,1%) 

- 

All 

36 846,97 € 

37 959,00 € 

408,87 €(+1,1%) 

703,16 € 

A 12 

40 274,73 € 

41 330,85 € 

223,66 €(+0,6%) 

832,46 € 

A 16 

58610,18 € 

60 715,30 € 

326,33 €(+0,6%) 

1 778,80 € 


im Geltungsbereich der Zweiten Besoldungs-Übergangsverordnung 


Besoldungs- 

gruppe 

Bruttobesoldung 

2002 

Bruttobesoldung 

2003 

Differenz aufgrund 
linearer Anhebung 

Differenz 

aufgrund 

Stufenaufstiegs 

A3 

19 551,50 € 

19986,39 € 

434,88 €(+2,2%) 

- 

All 

32 644,50 € 

34001,75 € 

731,19 €(+2,2%) 

626,06 € 

A 12 

35 677,70 € 

37 015,17 € 

596,37 €(+1,7%) 

741,10 € 

A 16 

51 902,79 € 

54 356,48 € 

870, 17 €(+1,7%) 

1 583,52 € 


17. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Mit welchen Kosten rechnet die Bundesregie- 
rung bei der Einführung des Digitalfunks (Auf- 
bau, Infrastruktur, Betrieb einschließlich An- 
schaffung der Endgeräte), und auf wie viele 
Jahre sind die Kosten im Hinblick auf eine 
mögliche stufenweise Einführung zu verteilen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 19. Juni 2003 

Eine annähernd genaue Höhe der Kosten kann erst nach Abschluss 
des Vergabeverfahrens beziffert werden. Die Bundesregierung rechnet 
hinsichtlich des Aufbaus und des Betriebs eines bundeseinheitlichen 
Digitalfunknetzes über 10 Jahre sowie der Beschaffung der Endgeräte 
- auf der Grundlage der durch die Innenministerkonferenz am 
5./6. Dezember 2002 verabschiedeten Grundanforderungen an das ge- 
meinsame Netz (Basisstufe) - mit Kosten von bis zu 4,56 Mrd. Euro 
(ohne USt). 

Nicht eingerechnet sind eventuelle Finanzierungskosten, da die Art 
der Finanzierung sowie die Kostenverteilung zwischen dem Bund und 
den Ländern gegenwärtig noch offen sind. Hiervon ist die Verteilung 
der Kosten auf einzelne Jahre abhängig. 


18. Abgeordneter 

Wolfgang 

Zeitlmann 

(CDU/CSU) 


Welche vergleichbaren Gremien meint die 
Bundesregierung in ihrer Antwort auf die 
Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
„Finanzielle und rechtliche Folgen aus der 
Verfassungswidrigkeit des Zuwanderungsge- 
setzes (Bundestagsdrucksache 14/7387)“ auf 
Bundestagsdrucksache 15/1045 zu Frage 19, 
und wie hoch ist die pauschale jährliche 
Entschädigung der Vorsitzenden bzw. Mitglie- 
der dieser Gremien? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 26. Juni 2003 

Als Orientierungshilfe dienten folgende Gremien: 


Haushaltsplan 2003 

Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung 

Rat von 

Sachverständigen für 
Umweltfragen 

Monopolkommission 

Zuwanderungsrat 

Kapitel/Titel 

06 08-526 33 
Statistisches Bundesamt 

1605-526 13 
Umweltbundesamt 

09 08-526 13 
Bundeskartellamt 

06 33-526 02 

BAFI 

Anzahl Sachverständige 

5 

7 

5 

7 (derzeit 6) 

Aufwandsentschädigung 

a) Vorsitzende(r) 

b) Sachverständige 

a) 1 x 35 000 € 

b) 4 x 31 000 € 

a) 1 x 30 166 € 

b) 6 x 23 519 € 

a) 1 x 25 565 € 

b) 4 x 22 497 € 

a) 1 x 32 000 € 

b) 6 x 28 000 € 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


19. Abgeordneter Wie bewertet die Bundesregierung auch unter 

Axel E. dem Gesichtspunkt der Einsparung von Haus- 

Fischer haltsmitteln die Forderung des Bundes Deut- 

(Karlsruhe-Land) scher Kriminalbeamter (BDK), ausländische 
(CDU/CSU) Straftäter, die in Deutschland zu einer Haft- 

strafe verurteilt werden, zur Haftverbüßung in 
ihre Heimatländer abzuschieben (Pressemittei- 
lung des BDK vom 13. Mai 2003), und aus 
welchen Gründen hat die Bundesregierung das 
bereits 1997 Unterzeichnete Zusatzüberein- 
kommen zum Überstellungsübereinkommen 
von 1983, das eine Überstellung eines Auslän- 
ders zur Strafverbüßung ins Heimatland auch 
ohne dessen Zustimmung möglich macht, bis- 
lang nicht umgesetzt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Alfred Hartenbach 
vom 16. Juni 2003 

Die Überstellung ausländischer Straftäter zur Verbüßung ihrer rest- 
lichen Freiheitsstrafe in ihrem Heimatland nach dem Überstellungs- 
übereinkommen basiert auf humanitären Erwägungen. Sie verfolgt in 
erster Linie das Ziel der Erleichterung der Resozialisierung des Straf- 
täters. Finanzielle Erwägungen tragen das Übereinkommen nicht. 

Das zur Umsetzung des Zusatzprotokolls eingebrachte Ausführungs- 
gesetz, ein Einspruchsgesetz, ist in der 14. Wahlperiode gescheitert. 
Der Bundesrat hat am 27. September 2002 mit der Mehrheit der 
CDU/CSU-regierten Länder beschlossen, gegen dieses vom Deut- 
schen Bundestag am 12. Juli 2002 verabschiedete Gesetz gemäß Arti- 
kel 77 Abs. 3 GG Einspruch einzulegen. Wegen Ablaufs der Wahlpe- 
riode konnte dieser Einspruch nicht überstimmt werden. Die Bundes- 
regierung beabsichtigt ein Ausführungsgesetz in dieser Legislaturperi- 
ode erneut den parlamentarischen Gremien zuzuleiten. 


20. Abgeordnete 

Ursula 

Heinen 

(CDU/CSU) 


Unterstützt die Bundesregierung den Vor- 
schlag der nordrhein-westfälischen Verbrau- 
cherschutzministerin Bärbel Höhn, ein zeitge- 
mäßes Fahrgastrecht für die Nutzer der öffent- 
lichen und privaten Verkehrsunternehmen im 
Bürgerlichen Gesetzbuch zu verankern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Alfred Hartenbach 
vom 24. Juni 2003 

Der Vorschlag der nordrhein-westfälischen Verbraucherschutzministe- 
rin Bärbel Höhn richtet sich unter anderem auf die Streichung des 
§17 der Eisenbahn-Verkehrsordnung (EVO), der eine Haftung der Ei- 
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senbahn für eine Verspätung oder den Ausfall eines Zuges ausschließt. 
Ferner fordert sie eine bessere Information der Fahrgäste und mehr 
Kundenorientierung bei den Verkehrsunternehmen. 

Dazu ist aus der Sicht der Bundesregierung Folgendes zu sagen: In 
der 14. Legislaturperiode ist das Vertragsgesetz zur Ratifikation des 
Protokolls vom 3. Juni 1999 betreffend die Änderung des Überein- 
kommens vom 9. Mai 1980 über den internationalen Eisenbahnver- 
kehr (COTIF) verabschiedet worden (BGBl. 2002 II S. 2140). Da- 
durch sind sowohl im internationalen als auch im nationalen Bereich 
die Fahrgastrechte gerade im Hinblick auf die Haftung der Eisenbahn 
bei Ausfall, Verspätung und Anschlussversäumnis gestärkt worden. 
Von besonderer Bedeutung ist dabei Artikel 3 Nr. 2 des Vertragsgeset- 
zes, der eine Änderung des § 17 EVO vorsieht. Der derzeitige Haf- 
tungsausschluss der Eisenbahn für eine Verspätung oder den Ausfall 
eines Zuges in § 17 EVO wird anlässlich der Ratifikation des Proto- 
kolls aufgehoben; er wird durch eine Haftung bei Ausfall, Verspätung 
und Anschlussversäumnis ersetzt. 

Das Protokoll tritt nach Ratifikation durch 2/3 der bei Verabschie- 
dung des Protokolls vorhandenen 27 Mitgliedstaaten der zwischen- 
staatlichen Organisation für den internationalen Eisenbahnverkehr 
(OTIF) in Kraft. Bisher haben 12 dieser Staaten ratifiziert; mit einer 
gemeinsamen Ratifikation durch die Europäische Gemeinschaft und 
ihre Mitgliedstaaten kann in naher Zukunft gerechnet werden. Dann 
wird auch die neue Haftungsregelung in Kraft treten. 

Darüber hinaus bekennt sich die Bundesregierung in ihrem „Aktions- 
plan Verbrau eher schütz“ zu einer verbraucherfreundlichen, marktge- 
rechten und ökologischen Verkehrspolitik. In Erfüllung der Entschlie- 
ßung des Deutschen Bundestages („Qualitätsoffensive öffentlicher 
Personenverkehr“, Bundestagsdrucksache 14/9671) prüft die Bundes- 
regierung die Möglichkeiten zur Fortentwicklung der Fahrgastrechte 
im öffentlichen Personenverkehr hin zu einem zeitgemäßen Fahrgast- 
recht u. a. in Bezug auf Schadensersatzansprüche, die außergericht- 
liche Schlichtung sowie ein kundenfreundliches Informationssystem. 


21. Abgeordnete 
Ursula 
Heinen 

(CDU/CSU) 


Wenn ja, wie und in welchem Zeitrahmen 
könnte die Umsetzung erfolgen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Alfred Hartenbach 
vom 24. Juni 2003 

Zur Umsetzung des § 17 EVO verweise ich auf die Antwort zu Fra- 
ge 20. Im Übrigen bekennt sich die Budnesregierung im „Aktionsplan 
Verbraucherschutz“ zu einer langfristig angelegten Verbraucher- 
schutzpolitik als Querschnittsaufgabe aller Ressorts. Weitere Vorschlä- 
ge werden im Rahmen der Umsetzung des „Aktionsplans Verbrau- 
cherschutz“ vorgelegt. 
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22. Abgeordnete 

Sabine 

Leutheusser- 

Schnarrenberger 

(FDP) 


Auf welchem Stand sind die Beratungen der 
Bundesregierung bezüglich der Umsetzung der 
EU-Richtlinie 2000/43/EG des Rates vom 
29. Juni 2000 zur Anwendung des Gleichbe- 
handlungsgnmdsatzes ohne Unterschied der 
Rasse oder der ethnischen Herkunft und des 
von der Bundesregierung bereits in der 
14. Wahlperiode zur Verabschiedung vorgese- 
henen „Gesetzes zur Verhinderung von Diskri- 
minierungen im Zivilrecht“ („Antidiskriminie- 
rungsgesetz“), angesichts der Pflicht, die 
Richtlinie bis zum 19. Juli 2003 umzusetzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Alfred Hartenbach 
vom 24. Juni 2003 

Die Beratungen befinden sich in einem fortgeschrittenen Stadium, 
dauern aber noch an. In Federführung des Bundesministeriums der 
Justiz wird das zivilrechtliche Antidiskriminierungsgesetz erarbeitet. 
In der 14. Wahlperiode war ein Diskussionsentwurf des Bundesminis- 
teriums der Justiz über ein zivilrechtliches Antidiskriminierungsgesetz 
mit den beteiligten Kreisen erörtert worden; ein förmlicher Entwurf 
lag damals noch nicht vor. 


23. Abgeordnete 

Sabine 

Leutheusser- 

Schnarrenberger 

(FDP) 


Soll die EU-Richtlinie 1 : 1 umgesetzt werden, 
oder plant die Bundesregierung zusätzliche 
Merkmale in das Gesetz aufzunehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Alfred Hartenbach 
vom 24. Juni 2003 

Die Bundesregierung wird die vollständige Umsetzung der Richtlinie 
2000/43/EG vom 29. Juni 2000 sicherst eilen, also einen auf die Merk- 
male Rasse und ethnische Herkunft gerichteten Diskriminierungs- 
schutz im allgemeinen Zivilrecht. Ob ergänzend dazu Regelungen zur 
verbesserten Rechtsstellung Behinderter im Zivilrecht oder aber im 
Hinblick auf die Merkmale Geschlecht, sexuelle Identität, Religion 
und Weltanschauung sowie Alter aufgenommen werden sollen, wird 
noch geprüft. Die koordinierende Federführung für die Umsetzung 
der arbeits-und sozialrechtlichen Teile dieser Richtlinie sowie zur Um- 
setzung der Richtlinien 2000/78/EG und 2002/73/EG hat seit März 
2003 das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend erhalten. 
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24. Abgeordnete 

Sabine 

Leutheusser- 

Schnarrenberger 

(FDP) 


Wird die Bundesregierung die Altersdiskrimi- 
nierung besonders in das Gesetz aufnehmen, 
und wenn ja, in welcher Form? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Alfred Hartenbach 
vom 24. Juni 2003 

Siehe Antwort zu Frage 23. Klarstellend wird darauf hingewiesen, 
dass die Richtlinie 2000/78/EG vom 27. November 2000 einen Diskri- 
minierungsschutz wegen des Alters im Arbeits- und Sozialrecht vor- 
sieht. 


25. Abgeordneter 

Stephan 

Mayer 

(Altötting) 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt die Bundesregierung die Kausalität 
der von der Bundesministerin der Justiz, 
Brigitte Zypries, anlässlich der Zentralveran- 
staltung des Deutschen Anwaltstages am 
30. Mai 2003 in Freiburg getätigten Behaup- 
tung, die ursprünglich für das vergangene J ahr 
2002 beabsichtigte Novellierung der Bundesge- 
bührenordnung für Rechtsanwälte (BRAGO) 
sei infolge der Hochwasserkatastrophe im 
August 2002 verschoben worden (vgl. Süd- 
deutsche Zeitung vom 31. Mai 2003)? 


Antwort der Bundesministerin Brigitte Zypries 
vom 11. Juni 2003 

Die Novellierung der Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte be- 
fand sich im Sommer 2002 im Abstimmungsverfahren innerhalb der 
Bundesregierung. Aufgrund der finanziellen Folgen der Hochwasser- 
katastrophe unterlagen alle kostenwirksamen Vorhaben ab August 
2002 einer erneuten Bewertung durch die Bundesregierung. Ein Re- 
gierungsentwurf zur Novellierung der Bundesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte konnte daher in der 14. Legislaturperiode nicht mehr 
in das Gesetzgebungsverfahren eingebracht werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


26. Abgeordneter 

Norbert 

Barthle 

(CDU/CSU) 


Welchen Grand gibt es für die Erhöhung der 
Anzahl von 10-Euro-Gedenkmünzen der Aus- 
gabe 2003 anlässlich der FIFA-Fußball-Welt- 
meisterschaft in Deutschland 2006 von 
3 900 000 auf 3 950 000 Stück und wo sind die 
Mehreinnahmen etatisiert? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 16. Juni 2003 

Bei der Emission von 10-Euro-Silbergedenkmünzen der Bundesrepu- 
blik Deutschland wird die endgültige Auflage durch Bekanntmachung 
im Bundesgesetzblatt veröffentlicht. Gemäß der von Bundesminister 
Hans Eichel am 28. April 2003 gezeichneten „Bekanntmachung über 
die Ausprägung von deutschen Euro-Gedenkmünzen im Nennwert 
von 10 Euro (Gedenkmünze „FIFA Fußball-Weltmeisterschaft 
Deutschland 2006“ - 1. Ausgabe 2003)“ beläuft sich die Auflage der 
Münze auf 3 950 000 Stück. Aufgrund eines technischen Versehens 
bei der drucktechnischen Umsetzung der Bekanntmachung im Bun- 
desministerium der Justiz (BMJ) wurde im BGBl. I Nr. 18 vom 
9. Mai 2003 (S. 651) fälschlicherweise eine Auflagenhöhe von 
3 900 000 Stück genannt. Das BMJ hat dieses Versehen mit der „Be- 
richtigung der Bekanntmachung über die Ausprägung von deutschen 
Euro-Gedenkmünzen im Nennwert von 10 Euro (Gedenkmünze 
„FIFA Fußball-Weltmeisterschaft Deutschland 2006“ - 1. Ausgabe 
2003)“ im BGBl. I Nr. 19 vom 20. Mai 2003 (S. 679) umgehend korri- 
giert. Da eine tatsächliche Auflagenerhöhung somit nicht stattgefun- 
den hat, fallen Mehreinnahmen nicht an. 

Die Erlöse aus dem Verkauf von Sammlermünzen sind im Bundes- 
haushalt im Einzelplan 60 Kapitel 60 02 Titel 1 19 89 etatisiert. 


27. Abgeordneter 

Norbert 

Barthle 

(CDU/CSU) 


Wie sollen die durch die Erhöhung der Stück- 
zahl erzielten Mehreinnahmen verwendet wer- 
den und wie hoch sollen die Auflagen in den 
Jahren 2004, 2005 und 2006 sein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 16. Juni 2003 

Hinsichtlich der Mehreinnahmen wird auf die Antwort zu Frage 26 
verwiesen. Nach derzeitigem Planungsstand stellen sich die Auflagen 
der weiteren Ausgaben der Gedenkmünzserie zur FIFA-Fußball-WM 
2006 in Deutschland wie folgt dar: 

2004 (2. Ausgabe) - 4,5 Millionen Stück, 

2005 (3. Ausgabe) - 4,5 Millionen Stück, 

2006 (4. Ausgabe) - 5,0 Millionen Stück. 


28. Abgeordneter Plant die Bundesregierung für die Errichtung 

Dr. Jürgen einer „Magnus-Hirschfeld-Stiftung“ und/oder 

Gehb der Errichtung eines Denkmals für homosexu- 

(CDU/CSU) eile NS-Opfer einen Titel in den Bundeshaus- 

halt 2004 einzustellen, und falls ja, in welcher 
Höhe? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 19. Juni 2003 

Die Bundesregierung plant nicht, besondere Titel für die in Ihrer Fra- 
ge angesprochenen Projekte in den Haushalt 2004 einzustellen. 

Hinsichtlich der Errichtung einer „Magnus-Hirschfeld-Stiftu ng" bleibt 
es zunächst dem Gesetzgeber überlassen, ob er das entsprechende, 
in der letzten Legislaturperiode eingebrachte, aber nicht zu Stande 
gekommene Gesetzesvorhaben wieder aufgreift. 


29. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass 
den bayerischen Gemeinden in der Grenz- 
region zur Tschechischen Republik die Zahlun- 
gen in den Fonds Deutsche Einheit (Solidari- 
tätszuschlag) erlassen werden sollen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 23. Juni 2003 

Bestandteil des kommunalen Finanzausgleichssystems im Freistaat 
Bayern ist die so genannte Solidarumlage (die mit dem Begriff „Soli- 
daritätszuschlag“ offensichtlich gemeint ist), die dazu dient, den 
Beitrag der bayerischen Kommunen zur Finanzierung der einigungs- 
bedingten Lasten des Freistaates (im Rahmen des bundesstaatlichen 
Finanzausgleichs sowie bei der Abfinanzierung des Fonds „Deutsche 
Einheit“) für jede einzelne Gemeinde zu regeln. Es handelt sich dabei 
um reines Landesrecht, auf das der Bund keinen Einfluss hat. Allein 
der Freistaat Bayern verfügt mit dem Instrument des kommunalen 
Finanzausgleichs über das geeignete Mittel, einzelnen Regionen eine 
gezielte Förderung zukommen zu lassen. 


30. Abgeordneter 

Martin 

Hohmann 

(CDU/CSU) 


Gibt es aus dem Versailler Vertrag fortwirken- 
de, finanzielle Verpflichtungen Deutschlands, 
und wenn ja, welche? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 24. Juni 2003 

Die Frage bezieht sich auf Schulden, die aus Vorkriegs-Auslandsanlei- 
hen des Deutschen Reiches herrühren und oft auch als Reparations- 
leistungen nach dem Versaüler Vertrag bezeichnet werden. 

Die Vorkriegs-Auslandsschulden des deutschen Reiches wurden bis zu 
Beginn der achtziger J ahre zurückgezahlt; sie bestanden hauptsächlich 
aus Anleihen, die im Zusammenhang mit den deutschen Reparations- 
schulden aus dem Ersten Weltkrieg im Ausland aufgenommen wur- 
den. Reparationsschulden des Reiches waren diese Anleihen ihrem 
Charakter nach zwar nicht, wenngleich sie mit deutschen Reparations- 
schulden aus dem Ersten Weltkrieg im Zusammenhang standen. 
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Als wichtigste dieser Vorkriegs-Auslandsanleihen wären die 7% Deut- 
sche Äußere Anleihe von 1924 (Dawes-Anleihe), die 5 % Internatio- 

nale Anleihe des Deutschen Reiches von 1930 (Young-Anleihe) und 
die Zündholz- oder Kreuger-Anleihe von 1930 (im Folgenden Kreu- 
ger-Anleihe) zu nennen. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg machten die drei Westalliierten eine 
Einigung über die Rückzahlungsbedingungen für die Nachkriegswirt- 
schaftshilfe davon abhängig, dass die Vorkriegs-Auslandsschulden des 
Reiches einer einvernehmlichen Regelung zugeführt würden, was 
dann mit dem Abkommen über deutsche Auslandsschulden vom 
27. Februar 1953 (Londoner Schuldenabkommen - LSchA) geschah. 
Die Bundesrepublik Deutschland hat entsprechend den Regelungen 
des Schuldenabkommens die aus den vorgenannten Anleihen noch va- 
lutierenden Schulden getilgt; sie hat dafür insgesamt 1,53 Mrd. DM 
durch Einlösung der von den Inhabern vorgelegten Bonds aufge- 
wandt. Offen blieben lediglich die Zinsrückstände aus den Jahren 
1945 bis 1952, die sich bei der Dawes-Anleihe auf 40,2 Mio. DM, der 
Young-Anleihe auf 175,8 Mio. DM und bei der Kreuger-Anleihe auf 
23,4 Mio. DM beliefen (jeweils Stand: 3. Oktober 1990). 

Die Entschädigung der Zinsrückstände wurde im Londoner Schulden- 
abkommen mit Rücksicht auf die Gebietsverluste Deutschlands und 
der dadurch bedingten Minderung der Wirtschaftskraft bis zu einer 
Wiedervereinigung zurückgestellt. Mit dem Beitritt der DDR zur Bun- 
desrepublik Deutschland im Jahr 1990 hat die Bundesregierung die 
Bedienung der Zinsrückstände aus vorgenannten Anleihen aufgenom- 
men. Nach dem Londoner Schuldenabkommen sind für diese Zins- 
rückstände Fundierungsschuldverschreibungen mit einer Laufzeit von 
20 Jahren (Endfälligkeit also 2010) auszugeben, die nach Maßgabe 
der Anlage I LSchA zu erfüllen sind. 

Die für die Erfüllung der Ansprüche aus den Fundierungen zuständi- 
ge Bundeswertpapierverwaltung hat von 1990 bis 2002 an Zinsen 
73 Mio. DM und für Tilgungen 22 Mio. DM gezahlt. 


31. Abgeordneter 

Bartholomäus 

Kalb 

(CDU/CSU) 


Welche Ergebnisse verspricht sich das Bundes- 
ministerium der Finanzen (BMF) von der 
Erstellung einer Studie „Erbschaftsteuerbelas- 
tung in Deutschland, den Staaten der EU und 
anderen wichtigen Staaten (in Europa, USA, 
Japan) bei unbeschränkter und beschränkter 
Steuerpflicht“, für deren Vergabe eine be- 
schränkte Ausschreibung am 3. April 2003 er- 
folgte, und wie sollen die Ergebnisse der Studie 
politisch umgesetzt werden? 


32. Abgeordneter 

Bartholomäus 

Kalb 

(CDU/CSU) 


Warum erstellt das BMF, z. B. in den Refera- 
ten I A2 (Grundsatzfragen der Steuerpolitik) 
und IV C7 (Bewertung, Erbschaftsteuer, 
Grundsteuer, Vermögensteuer), unter Ein- 
schaltung der deutschen Auslandsvertretungen 
und des Bundesamtes für Finanzen nicht selbst 
eine Darstellung der Erbschaftsteuerbelastung 
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in Deutschland und anderen Staaten, und wel- 
che Kosten verursacht dagegen die in Frage 3 1 
genannte Studie? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 16. Juni 2003 

Unterschiedliche Bewertungsregelungen sowie persönliche und sach- 
liche Steuerbefreiungen und Steuertarife bewirken in den Staaten der 
EU, den weiteren Staaten Europas, den USA und Japan mehr oder 
weniger große Unterschiede in der Erbschaftsteuerbelastung. Detail- 
lierte und zeitnahe Untersuchungen hierzu liegen nicht vor. Die Studie 
soll neben einer Darstellung des unterschiedlichen nationalen Steuer- 
rechts auch die konkrete Steuerbelastung anhand einiger typischer 
Ausgangsfälle untersuchen und die jeweiligen Ergebnisse mit der ent- 
sprechenden Steuerbelastung in Deutschland vergleichen. Dabei ist 
gerade die Aktualität von großer Wichtigkeit. Die Ergebnisse der Stu- 
die können bei möglichen künftigen Reformüberlegungen von Nutzen 
sein. 

Aufgrund der Vielschichtigkeit des Untersuchungsgegenstandes unter 
Einbeziehung von ca. 20 Staaten ist eine wissenschaftlich empirische 
Bearbeitung angemessen, die intern mit den vorhandenen Personal- 
und Sachmitteln nicht durchgeführt werden kann. Angaben über die 
Kosten der Studie können derzeit nicht gemacht werden, da das Aus- 
schreibungsverfahren noch nicht abgeschlossen ist. 


33. Abgeordneter 

Max 

Straubinger 

(CDU/CSU) 


Werden die Vertreter der Bundesregierung im 
Rahmen Ihrer Aufsichtsratstätigkeit bei der 
Deutschen Post AG darauf Einfluss nehmen, 
dass die Deutsche Post AG ihre im Jahr 2003 
auslernenden Auszubildenden übernehmen 
wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 25. Juni 2003 

Nach aktienrechtlichen Vorschriften hat der Aufsichtsrat die Ge- 
schäftsführung zu überwachen. Die Gesellschaft wird vom Vorstand 
unter eigener Verantwortung geleitet. Maßnahmen der Geschäftsfüh- 
rung können nicht dem Aufsichtsrat übertragen werden. Der Vertreter 
des Bundes im Aufsichtsrat der Deutsche Post AG kann daher recht- 
lich auf das operative Geschäft der Deutsche Post AG, zu dem auch 
die Übernahme von Auszubildenden gehört, keinen Einfluss nehmen. 

Die Deutsche Post AG hat zur Übernahme von Auszubildenden mit- 
geteilt, dass in diesem Jahr über 1 500 Auszubildende die Abschluss- 
prüfung erfolgreich absolviert haben. Davon sollen dem Bedarf ent- 
sprechend rund 75% bei den verschiedenen Niederlassungen der 
Deutsche Post AG ein Arbeitsangebot erhalten. Darüber hinaus will 
die Deutsche Post AG allen speziell für die Post Ausgebildeten den 
Einstieg in das Berufsleben im Konzern ermöglichen, soweit sie per- 
sönlich geeignet sind. Es handelt sich um befristete und unbefristete 
Arbeitsverhältnisse. 
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Die Deutsche Post AG kann nicht jedem Auszubildenden nach abge- 
schlossener Ausbildung einen Arbeitsplatz zur Verfügung stellen, da 
sie über den eigenen Bedarf hinaus ausbildet, um jungen Menschen 
eine berufliche Qualifikation zu vermitteln. 


34. Abgeordneter 

Wolfgang 

Zoller 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass Eltern von erwachsenen be- 
hinderten Kindern, die zu Hause leben, nicht 
in den Genuss der Erhöhungen des Kindergel- 
des kommen - wie Kinder, deren Eltern So- 
zialhilfe erhalten - und wenn ja, welche Mög- 
lichkeiten der Abhilfe sieht hier die Bundesre- 
gierung. 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 25. Juni 2003 

Es trifft grundsätzlich nicht zu, dass Eltern von erwachsenen behinder- 
ten Kindern, die zu Hause leben, nicht in den Genuss der Erhöhungen 
des Kindergeldes kommen. 

Eltern haben für Kinder, die wegen einer körperlichen, geistigen oder 
seelischen Behinderung außerstande sind, sich selbst zu unterhalten, 
nach § 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 in Verbindung mit § 63 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 Einkommensteuergesetz Anspruch auf Kindergeld. Eltern be- 
hinderter Kinder nehmen deshalb grundsätzlich an jeder Erhöhung 
des Kindergeldes teil. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Arbeit 


35. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Sind dem Bund Kosten (Anwaltshonorare, Ge- 
richtsgebühren, Schadenersatzzahlungen, Per- 
sonalaufwendungen, sonstige Kosten) auf- 
grund falscher Bearbeitung (vgl. Gutachten 
des Bundesrechnungshofes vom 3. Mai 2002) 
der Programme EQUAL, XENOS und 
SOZIALES KAPITAL entstanden, und wenn 
ja, in welcher Höhe? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 25. Juni 2003 

Die nachstehende Antwort geht davon aus, dass sich die Frage auf die 
Folgen der Nichtigkeit der Beleihungsverträge bezieht. Eine falsche 
Bearbeitung im Sinne einer nicht ordnungsgemäßen Umsetzung der 
Programme EQUAL, XENOS und „Lokales Kapital für soziale 
Zwecke“ ist nicht gegeben. 
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Zur Begleichung der Kostennoten des seinerzeit im Vergabeverfahren 
beratenden Rechtsanwaltes B. wurde am 16. Juli 2002 zwischen dem 
Rechtsanwalt B. und dem Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung ein Vergleich über 240 176,33 Euro incl. MwSt geschlossen. 

Es sind Rechtsanwaltskosten für Verfahren im Zusammenhang mit 
der Vergabe der Technischen Elilfe in Höhe von bisher insgesamt 
82 345,63 Euro angefallen. 

Schadensersatzzahlungen gab es nicht. Eine Schadensersatzklage der 
Firma BBJ in Höhe von 37 071,95 Euro wurde vom Landgericht 
Berlin am 5. Juni 2002 abgewiesen. Gegen diese Entscheidung hat 
BBJ Berufung eingelegt, über die noch nicht entschieden worden ist. 

Der Kostenfestsetzungsbeschluss hinsichtlich des Verfahrens vor dem 
OLG Düsseldorf (Verg 43/01) steht noch aus. Gerichtskosten sind 
vom Bund nicht zu tragen. 

Im Rahmen des Insolvenzverfahrens sind bisher keine Kosten entstan- 
den. 


36. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Sind an die EU von den ursprünglich zur Ver- 
fügung gestellten Mitteln aufgrund von Unre- 
gelmäßigkeiten in der Programmdurchführung 
Mittel zurückgeflossen bzw. nicht abgerufen 
worden? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 25. Juni 2003 

Die Unregelmäßigkeiten in der Programmdurchführung führten dazu, 
dass für Tätigkeiten, die die Firma efp im Zusammenhang mit der 
Durchführung der Programme erbracht hat und Kosten, die im 
Zusammenhang mit der Beleihung entstanden sind, kein Erstattungs- 
antrag bei der EU gestellt werden konnte. Zur Deckung dieser Kosten 
hat das damalige Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
beim Bundesministerium der Finanzen einen Antrag auf Einwilligung 
zu einer außerplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 1,865 Mio. Euro 
gestellt. Das Bundesministerium der Finanzen hat diesem Antrag am 
8. März 2002 stattgegeben. Es sind keine Mittel an die EU zurück- 
geflossen. 


37. Abgeordneter Zu welchen Ergebnissen haben die disziplinar- 

Hans-Joachim rechtlichen Verfahren gegen die Beteiligten ge- 

Fuchtel führt? 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 25. Juni 2003 

Mit Urteil vom 8. April 2003 hat das Verwaltungsgericht Düsseldorf 
die Disziplinarklage gegen den früheren Leiter des Referates „Euro- 
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päischer Sozialfonds“ abgewiesen. Eine disziplinarische Maßnahme 
wurde nicht verhängt. 


38. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


In welcher Art und Weise werden die Pro- 
gramme jetzt umgesetzt, und sind durch 
die Änderung der Programm-Durchführung 
Mehrkosten entstanden? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 25. Juni 2003 

Nach Beendigung der Geschäftsbeziehungen mit der Firma efp hat 
zunächst das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung und 
nach dessen Zusammenlegung mit dem Bundesministerium für Wirt- 
schaft das neue Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit die 
Durchführung von EQUAL und XENOS selbst übernommen. Inner- 
halb der Unterabteilung XB „Europäische Beschäftigungspolitik, Be- 
ratung Osteuropas“ wird diese Aufgabe vom Referat XB4 „Arbeits- 
gruppe Technische Hilfe“ wahrgenommen. Rund 30 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter aus allen Laufbahngruppen sind mit dieser Aufgabe 
betraut. Durch die Änderung der Programm-Durchführung entstehen 
keine Mehrkosten, da sich die Kosten im Rahmen des ursprünglich 
von der Firma efp geplanten Ansatzes bewegen. 

Die Durchführung des Programms „Lokales Kapital für soziale Zwe- 
cke“ wurde vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend übernommen. Der Auftrag zur Umsetzung des Pro- 
gramms wurde im Verhandlungsverfahren mit vorheriger Öffentlicher 
Vergabebekanntmachung an die Bietergemeinschaft Stiftung SPI/ 
gsub GmbH vergeben. Diese Regiestelle hat im Februar 2003 ihre Ar- 
beit aufgenommen. Mehrkosten sind hierdurch nicht entstanden. 


39. Abgeordneter 

Bernd 

Heynemann 

(CDU/CSU) 


Ist mit der Zusammenlegung von Arbeitslosen- 
und Sozialhilfe am 1. Januar 2004 zum so ge- 
nannten Arbeitslosengeld II vorgesehen, über 
öffentlich geförderte Arbeit, z. B. in Sozialbe- 
trieben, Möglichkeiten der Beschäftigung zu 
schaffen, um einerseits für diesen Personen- 
kreis die konkrete finanzielle Situation zu ver- 
bessern und andererseits Geldleistungen des 
Staates für „nützliche Tätigkeiten“ einzuset- 
zen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 26. Juni 2003 

Im Rahmen der Zusammenführung von Arbeitslosenhilfe und Sozial- 
hilfe sollen für erwerbsfähige Hilfebedürftige, die nicht in eine Er- 
werbstätigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt vermittelt werden 
können, zusätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten durch öffentlich ge- 
förderte Arbeit erschlossen werden. Wie im geltenden Sozialhüferecht 
soll die Beschäftigung in einem Arbeitsverhältnis oder in einem Sozial- 
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rechtsverhältnis möglich sein. Über Einzelheiten der Ausgestaltung 
und der Förderung ist noch nicht abschließend entschieden. 


40. Abgeordneter 

Robert 

Hochbaum 

(CDU/CSU) 


Welche Geldsumme wird voraussichtlich 
durch die Zusammenlegung von Arbeitslosen- 
und Sozialhilfe je in den alten und in den neu- 
en Bundesländern eingespart? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 23. Juni 2003 

Das Konzept der Zusammenlegung steht noch nicht in allen Einzelhei- 
ten fest, so dass noch keine endgültige Antwort gegeben werden kann. 
Den Einsparungen bei den Leistungen für bisherige Arbeitslosenhilfe- 
bezieher und den Einsparungen durch Effizienzgewinne stehen Mehr- 
ausgaben für bessere Betreuung, mehr Eingliederungsleistungen und 
bessere soziale Absicherung gegenüber. Für die folgende Antwort 
wird davon ausgegangen, dass die Zusammenlegung in der Weise 
durchgeführt wird, wie es im Bericht der Arbeitsgruppe „Arbeitslosen- 
hilfe/Sozialhilfe“ der Kommission zur Reform der Gemeindefinan- 
zen, der am 17. April vorgelegt wurde, für das dort eingeführte „Stu- 
fenmodell“ beschrieben wird. 

Mögliche Mehrausgaben im Startjahr 2004 werden insbesondere 
durch entsprechende Ausgestaltung der Übergangsregelungen aufge- 
fangen. Kommt es zu Effizienzgwinnen, wären im Jahr 2005 geringe 
Einsparungen zu erwarten. Ab dem Jahr 2006 wird die Zusammenle- 
gung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe in vollem Umfang wirksam 
werden. Für das Jahr 2006 werden im Saldo Einsparungen der öffent- 
lichen Hand insgesamt zwischen 1,3 und 5,1 Mrd. Euro erwartet. Es 
wurde keine Abschätzung erstellt, wie sich die Nettoeinsparungen 
regional verteilen. 


41. Abgeordneter 

Robert 

Hochbaum 

(CDU/CSU) 


Wie viele Arbeitslose erhalten in den neuen 
bzw. den alten Bundesländern durch die Zu- 
sammenlegung von Arbeitslosen- und Sozial- 
hilfe monatlich weniger Geldleistungen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 23. Juni 2003 

Für die bisherigen erwerbsfähigen Sozialhilfeempfänger (rund 
800 000 Bedarfsgemeinschaften in den zehn westlichen Bundeslän- 
dern, rund 280 000 in den sechs östlichen Bundesländern) ändert sich 
die Höhe der Geldleistungen nicht. 

Für die bisherigen Arbeitslosenhilfebezieher (im März 2003 in den 
zehn westlichen Bundesländern 1,07 Millionen Menschen, in den 
sechs östlichen Ländern 960 000) können die gefragten Zahlen nur 
grob geschätzt werden. Die Höhe des Zuschlags in der neuen Leistung 
(unterstellt man das Stufenmodell) hängt ab vom gesamten Haushalts- 
einkommen des bisherigen Arbeitslosenilfebeziehers, und die neueste 
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Erhebung, die das Haushaltseinkommen hinreichend genau erfasst, ist 
die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) 1998. Diese Da- 
ten sind schon etwas älter, so dass mit ihrer Hilfe die heutigen Ein- 
kommensverhältnisse der Arbeitslosenhilfebezieher nur ungefähr ab- 
geschätzt werden können. Auf der Grundlage der EVS 1998 wurden 
die folgenden Ergebnisse erzielt: 

Für Personen, die nach dem derzeitigen Recht Arbeitslosenhilfe bezie- 
hen würden, gilt nach der Zusammenführung von Arbeitslosen- und 
Sozialhilfe nach dem Konzept der Arbeitsgruppe (Stufenmodell): 


Gebiet 

bezieht keine 
Leistung 
mehr 

bezieht 

geringere 

Leistung 

bezieht etwa 
gleiche 
Leistung 

bezieht 

höhere 

Leistung 



in Prozent 


früheres Bundesgebiet 
(einschl. West-Berlin) 

20 

51 

11 

18 

neue Länder 
(ohne West-Berlin) 

36 

44 

6 

15 


Diese Zahlen können nur einen ungefähren Anhaltspunkt für die Grö- 
ßenordnungen liefern. Aufgrund des Alters der Daten und der gerin- 
gen Fallzahlen können hier Ungenauigkeiten auftreten, die mehrere 
Prozentpunkte ausmachen. 

Die Arbeitslosenhilfe fällt ersatzlos weg bei Personen, die nach derzei- 
tigem Recht Arbeitslosenhilfe beziehen und deren Haushaltseinkom- 
men erheblich über der derzeitigen Sozialhilfeschwelle liegt. Die bishe- 
rigen Arbeitslosenhilfebezieher, bei denen sich das Haushaltseinkom- 
men durch die Einführung der neuen Leistung nicht ändert, sind 
hauptsächlich Personen, die bereits derzeit ergänzende Sozialhilfe er- 
halten. Für bisherige Arbeitslosenhilfebezieher mit einem Einkommen 
dicht oberhalb der Sozialhilfeschwelle ergäbe sich durch die Einfüh- 
rung des Zuschlags eine Einkommensverbesserung. 

Die größeren Einkommensverluste der bisherigen Arbeitslosenhilfebe- 
zieher in den neuen Ländern ergeben sich daraus, dass sehr geringe 
Haushaltseinkommen in der Nähe der Sozialhilfeschwelle im Osten 
Deutschlands seltener Vorkommen als im Westen, und auf der ande- 
ren Seite Arbeitslosenhilfebezieher mit einem gut ausreichenden 
Haushaltseinkommen im Osten häufiger anzutreffen sind als im 
Westen. 

Nach dem von der Arbeitsgruppe „Arbeitslosenhilfe/Sozialhilfe“ der 
Kommission zur Reform der Gemeindefinanzen vorgelegten Konzept 
sollen die Einsparungen, die bei den Transferleistungen erzielt wer- 
den, im Wesentlichen für eine bessere Betreuung (Fallmanager im 
Schlüssel 1 : 75), verstärkte Eingliederungsförderung (höhere Aktivie- 
rungsquote) und eine bessere soziale Absicherung (durch die Einbezie- 
hung aller Bezieher der neuen Leistung in die Sozialversicherung) auf- 
gewendet werden. 
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42. Abgeordneter 

Stephan 

Mayer 

(Altötting) 

(CDU/CSU) 


Welche Kosten verursacht die Kampagne 
„TeamArbeit für Deutschland“ des Bundesmi- 
nisteriums für Wirtschaft und Arbeit, die von 
der Hamburger PR-Agentur „Zum goldenen 
Hirschen“ stammt, am 20. Juni 2003 in Saar- 
louis beginnen und durch insgesamt fünfzig 
deutsche Städte führen soll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ditmar Staffelt 
vom 19. Juni 2003 

Die Kampagne „TeamArbeit für Deutschland“ wird vom Bundesmi- 
nisterium für Wirtschaft und Arbeit durchgeführt. Beteiligt sind die 
Werbeagentur Zum goldenen Hirschen Berlin GmbH und die PR- 
Agentur Ahrens & Behrent Agentur für Kommunikation GmbH. 

Der Zuschlag wurde im Rahmen eines Dienstleistungsauftrages im 
Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb auf Grand einer 
europaweiten Ausschreibung vom 10. Oktober 2002 erteilt. 

Der Auftakt der Kampagne findet am 16. Juni 2003 in Berlin statt. 
Die erste der geplanten ca. 50 Regionalveranstaltungen findet am 27. 
und 28. Juni 2003 in Saarlouis statt. Im Haushalt 2003 sind 10 Mio. 
Euro für die Kampagne vorgesehen. 


43. Abgeordnete 
Maria 
Michalk 

(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung angesichts des Ur- 
teils des Bundesarbeitsgerichtes vom 18. Fe- 
bruar 2003 zur Bereitschaftszeit von Klinikärz- 
ten die Umsetzung der EG-Arbeitszeitricht- 
linie (Richtlinie 93/104/EG des Rates vom 
23. November 1993 über bestimmte Aspekte 
der Arbeitszeitgestaltung) in deutsches Recht, 
und wenn nein, aus welchen Granden wird 
eine Umsetzung abgelehnt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 26. Juni 2003 

Die EG- Arbeitszeitrichtlinie ist mit dem Arbeitszeitgesetz vom 6. Juni 
1994 in deutsches Recht umgesetzt worden. 

Das Bundesarbeitsgericht hat in der Begründung eines Beschlusses 
vom 18. Februar 2003 (1 ABR 2/02) ausgeführt, diejenigen Bestim- 
mungen des Arbeitszeitgesetzes, nach denen Bereitschaftsdienst als 
Ruhezeit zu verstehen ist, seien nicht mit der EG-Arbeitszeitrichtlinie 
zu vereinbaren. Infolge der Rechtsprechung des Europäischen Ge- 
richtshofes zu einem spanischen Fall (sog. SIMAP-Urteil) müsse der 
Bereitschaftsdienst als Arbeitszeit angesehen werden. 

Beim Europäischen Gerichtshof ist derzeit ein Verfahren anhängig, in 
dem der Gerichtshof über die Frage zu befinden hat, ob die bislang 
nur auf spanisches Recht bezogene Rechtsprechung auch für Deutsch- 
land gelten soll, ob also auch der nach deutschem Recht praktizierte 
Bereitschaftsdienst als Arbeitszeit bewertet werden muss (Rechtssache 
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C-151/02, Jaeger). Nach Vorliegen des noch für Sommer 2003 erwar- 
teten Urteils in diesem Verfahren wird die Bundesregierung entschei- 
den, ob und inwieweit Rechtsänderungen erforderlich sind. 


44. Abgeordneter Wie wird die Bundesregierung die Verordnung 

Dirk über die ehrenamtliche Betätigung von Ar- 

Niebel beitslosen modifizieren, nach der ehrenamtlich 

(FDP) tätige Arbeitslose kein Arbeitslosengeld erhal- 

ten, wenn die pauschale Aufwandsentschädi- 
gung 154 Euro monatlich übersteigt, und teilt 
die Bundesregierung die Auffassung, dass Ar- 
beitslose durch die geltende Verordnung an 
der Ausübung eines politischen Mandates oder 
Hilfeleistungen im Katastrophenfall gehindert 
werden, wenn sie ihre Ansprüche nicht verlie- 
ren wollen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 26. Juni 2003 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, die Verordnung über die eh- 
renamtliche Betätigung von Arbeitslosen zu modifizieren. Dafür be- 
steht auch keine Veranlassung. Kern der gesetzlichen Regelung zur 
ehrenamtlichen Betätigung von Arbeitslosen (§ 118a des Dritten Bu- 
ches Sozialgesetzbuch - SGB III) und der von Ihnen angesprochenen 
Verordnung ist der Bereich ehrenamtlicher Beschäftigungen, die ohne 
Gegenleistung („unentgeltlich“) und gemeinwohlorientiert ausgeübt 
werden. Die Neuregelung ermöglicht es, dass solche Ehrenämter auch 
in einem zeitlichen Umfang, der über 15 Wochenstunden hinausgeht, 
wahrgenommen werden können, ohne dass ein Anspruch auf Arbeits- 
losengeld oder Arbeitslosenhilfe entfällt. 

Damit den Betroffenen keine Nachteile daraus erwachsen, dass sie im 
Zusammenhang mit dem Ehrenamt eigene Mittel (für Fahrkosten, 
Materialkosten, Ausrüstungskosten etc.) einsetzen müssen, enthält die 
Verordnung ausdrücklich Regelungen, wonach der Ersatz so genann- 
ter Auslagen der Betroffenen die Unentgeltlichkeit nicht berührt. Um 
den ehrenamtlich Tätigen und ihren Organisationen verwaltungsprak- 
tisch zu helfen, wird nicht gefordert, dass diese Auslagen im Einzelnen 
benannt und abgerechnet werden; sie können auch - ohne Einzelnach- 
weis - pauschal erstattet werden. Um dabei der Gefahr einer Ver- 
schleierung von (verdeckten) Entgeltzahlungen vorzubeugen, ist diese 
Pauschale auf 154 Euro monatlich begrenzt. 

Ein Auslagenersatz ist auch über die Grenze von 1 54 Euro hinaus 
möglich, ohne dass ein Anspruch auf Arbeitslosengeld entfällt. Vo- 
raussetzung dafür ist aber, dass die entstandenen Auslagen im Einzel- 
nen nachgewiesen werden. 

Betätigungen hingegen, die über die Auslagen hinaus vergütet werden, 
sind - auch wenn sie als „ehrenamtlich“ bezeichnet werden - entgeltli- 
che Beschäftigungen und schließen deshalb bei einem zeitlichen Um- 
fang von 15 und mehr Wochenstunden einen gleichzeitigen Anspruch 
auf Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe aus. Dies ist sachgerecht, 



Drucksache 15/1279 


-26- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


weil die Arbeitslosenversicherung nicht die Aufgabe hat, geringe Ent- 
gelte von Beschäftigten aufzustocken. 


45. Abgeordnete 

Beatrix 

Philipp 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
darüber, dass, infolge des Inkrafttretens des 
Ersten und Zweiten Gesetzes für moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt am 1. Janu- 
ar 2003, die Arbeitsämter den Bildungsträgern 
bereits zugesicherte Qualifizierungsmaßnah- 
men mit Vermittlungsquoten auch von über 
70 Prozent kündigen, und was wird die Bun- 
desregierung dagegen für Maßnahmen ergrei- 
fen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ditmar Staffelt 
vom 19. Juni 2003 

Entsprechende Erkenntnisse liegen der Bundesregierung nicht vor. 
Die Hauptstelle der Bundesanstalt für Arbeit hat die Arbeitsämter 
daraufhingewiesen, dass alle Weiterbildungsmaßnahmen, die die Vo- 
raussetzungen erfüllen, für die Förderung zuzulassen sind. Gefördert 
wird nahezu ausschließlich die Teilnahme an so genannten freien Bil- 
dungsmaßnahmen, bei denen ein Vertragsverhältnis zwischen Bundes- 
anstalt für Arbeit und Bildungsträgern nicht besteht. Über die tatsäch- 
liche Durchführung oder Nicht durchführung eines Lehrgangs ent- 
scheidet der jeweilige Bildungsträger. Nach der Förderkonzeption ist 
auch die Koordination eines realisierbaren Weiterbildungsangebots 
der Träger durch die Arbeitsämter nicht zulässig. 


46. Abgeordnete 

Beatrix 

Philipp 

(CDU/CSU) 


Wie will die Bundesregierung sicherstellen, 
dass insbesondere bei notwendig einzuhalten- 
den Vermittlungsquoten von 70 Prozent bei 
der Vergabe und Durchführung von Weiterbil- 
dungsmaßnahmen ohnehin schon benachtei- 
ligte und besonders förderungsbedürftige Ziel- 
gruppen nicht von Qualifizierungsmaßnahmen 
des Arbeitsamtes ausgegrenzt werden, und 
welche Alternativen und Möglichkeiten der be- 
ruflichen Integration sieht die Bundesregie- 
rung für diese Personengruppen (Langzeitar- 
beitslose, Geringqualifizierte, Personen mit ge- 
sundheitlichen Einschränkungen, Ältere etc.) 
vor, insbesondere nach besonders erheblichen 
Mittelreduzierungen im Bereich von AB-Maß- 
nahmen, für die die Weiterbildungseinrichtun- 
gen keine Angebote mehr konzipieren, da sich 
mit diesem Personenkreis nicht unmittelbar 
Vermittlungsquoten von 70% erreichen lassen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ditmar Staffelt 
vom 19. Juni 2003 

Die geschäftspolitische Vorgabe des Vorstands der Bundesanstalt für 
Arbeit zur Beachtung einer prognostizierten Verbleibsquote von min- 
destens 70% orientiert sich stärker als bisher an Erfolgsgesichtspunk- 
ten und entspricht der in der Vergangenheit von vielen Seiten gefor- 
derten Steigerung der Effizienz beruflicher Weiterbildungsmaßnah- 
men. ln welchem Umfang arbeitsmarktpolitische Zielgruppen an 
geförderter Weiterbildung teilnehmen, wird allerdings maßgeblich da- 
von abhängig sein, ob es den Bildungsträgern gelingt, den Erfordernis- 
sen des Arbeitsmarktes entsprechende Bildungsangebote zu konzipie- 
ren und durchzuführen. Nach Auffassung der Bundesregierung wer- 
den die eingeleiteten Bemühungen zur Verbesserung der Effizienz 
beruflicher Weiterbildung die Eingliederungschancen nach Weiterbil- 
dung trotz der insgesamt schwierigen Arbeitsmarktsituation voraus- 
sichtlich auch für Zielgruppen verbessern. Träger bestätigen, auch für 
Zielgruppen der Arbeitsmarktpolitik Verbleibsquoten von 70% oder 
mehr erreichen zu können. 

Im Übrigen muss berücksichtigt werden, dass die Arbeitsförderung 
ein breites, zuletzt durch die beiden Gesetze für moderne Dienstlei- 
stungen am Arbeitsmarkt noch erweitertes Leistungsspektrum vorhält. 
Für Zielgruppen der Arbeitsmarktpolitik steht auch das neue Instru- 
ment der Beauftragung von Trägern mit Eingliederungsmaßnahmen 
nach § 42 li des Dritten Buches Sozialgesetzbuch zur Verfügung. Spe- 
ziell für den Personenkreis der älteren Arbeitnehmer wurden zum 
Januar 2003 neue Arbeitsförderungsinstrumente wie z. B. die Entgelt- 
sicherung für ältere Arbeitnehmer nach § 42 lj SGB III sowie die Tra- 
gung der Beiträge zur Arbeitsförderung bei Beschäftigung älterer Ar- 
beitnehmer nach § 42 lj SGB III sowie die Tragung der Beiträge zur 
Arbeitsförderung bei Beschäftigung älterer Arbeitnehmer nach § 421k 
SGB III eingeführt. Eine nur auf die Weiterbildungsförderung ausge- 
richtete Beurteilung greift zu kurz, weil sie die Neuausrichtung der 
Förderpolitik und die Arbeitsmarktpolitik insgesamt nicht ausrei- 
chend berücksichtigt. Auch die öffentlich geförderte Beschäftigung 
verliert an Bedeutung, während Eingliederungs- und Existenzgrün- 
dungszuschüsse an Gewicht gewinnen. Entsprechend internationalen 
Erfahrungen wird die kürzere und betriebsnähere Maßnahmen ge- 
setzt. 

Trotz der unvermeidbaren Konsolidierungsbemühungen sind für die 
aktive Arbeitsmarktpolitik erhebliche Mittel bereitgestellt worden. In 
diesem Jahr werden mit 21,5 Mrd. Euro nur 2,6% weniger Mittel als 
im Vorjahr für aktive Arbeitsförderungsleistungen bereitgestellt. Ziel 
der Bundesanstalt ist es, unter Nutzung von Effizienzgewinnen eine 
ebenso hohe Teilnehmerzahl wie im Vorjahr zu erreichen (Aktivie- 
rungsquote von 20 %). 


47. Abgeordnete 

Beatrix 

Philipp 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Erkenntnisse da- 
rüber, dass überwiegend Leistungsempfänger 
in beruflichen Weiterbildungsmaßnahmen des 
Arbeitsamtes berücksichtigt werden, und wel- 
che Möglichkeiten der beruflichen Integration 
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stellen sich für Personen dar, die nicht im Leis- 
tungsbezug stehen (z. B. Jugendliche), oder die 
noch keine Ansprüche erworben haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ditmar Staffelt 
vom 19. Juni 2003 

Berufliche Weiterbildung baut, anders als die berufliche Erstausbil- 
dung, auf bereits erworbenen beruflichen Kenntnissen, Fertigkeiten 
und Fähigkeiten auf. Zugang zur Weiterbildungsförderung haben da- 
mit i. d. R. Personen mit abgeschlossener Berufsausbildung oder - 
ohne abgeschlossene Berufsausbildung - nach mindestens dreijähriger 
Berufstätigkeit. Mit Blick auf die Beitragsfinanzierung der Leistungen 
setzt die Erbringung von Unterhaltsgeld darüber hinaus die Erfüllung 
der so genannten Vorbeschäftigungszeit nach § 78 SGB III, d.h. eine 
mindestens einjährige versicherungspflichtige Beschäftigung oder den 
Bezug von Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe, voraus. Bereits 
aus den gesetzlichen Leistungsvoraussetzungen folgt, dass der Anteil 
von Leistungsbeziehern in geförderter beruflicher Weiterbildung über- 
wiegt und zwangsläufig auch überwiegen muss. Die Bundesanstalt für 
Arbeit hat die Arbeitsämter unabhängig davon darauf hingewiesen, 
dass eine Begrenzung der Ausgabe von Bildungsgutscheinen z. B. auf 
Leistungsbezieher nicht zulässig ist. Im Übrigen steht für Personen, 
die die gesetzlichen Voraussetzungen für die Förderung einer berufli- 
chen Weiterbildung nicht erfüllen, das Spektrum der sonstigen arbeits- 
marktpolitischen Leistungen nach Maßgabe der jeweiligen gesetz- 
lichen Leistungsvoraussetzungen zur Verfügung. Im Bereich der Be- 
rufsvorbereitung und der Pflichtleistungen für behinderte Jugendliche 
werden in diesem Jahr voraussichtlich deutlich mehr Mittel ausgege- 
ben als im Vorjahr. Über die gesetzlichen Leistungen an Jugendliche 
hinaus hat die Bundesregierung das Jugendsofortprogramm aufgelegt, 
das auch gering qualifizierten arbeitslosen Jugendlichen zugute 
kommt. Im Rahmen der Kampagne für mehr Ausbildung und Be- 
schäftigung von jungen Menschen ist beabsichtigt, die Mittel für das 
Jugendsofortprogramm über den Haushaltsansatz in Höhe von 
1,023 Mrd. Euro hinaus aufzustocken. 


48. Abgeordnete 

Beatrix 

Philipp 

(CDU/CSU) 


Inwieweit liegen der Bundesregierung Er- 
kenntnisse vor, ob infolge der gekündigten und 
damit fehlenden beruflichen Fort- und Weiter- 
bildungsmaßnahmen Arbeitsplätze gefährdet 
sind, und wenn ja, in welchem Umfang? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ditmar Staffelt 
vom 19. Juni 2003 

Der Bundesregierung ist bekannt, dass die Neuausrichtung der nach 
dem SGB III geförderten Weiterbildung die Bildungsträger vor neue 
Herausforderungen stellt. Sie geht davon aus, dass erfolgreich arbei- 
tende Bildungsträger auch bei einer stärker als in der Vergangenheit 
erfolgsorientierten Förderpolitik die sicher nicht einfache Situation ge- 
meinsam mit der Bundesanstalt für Arbeit meistern werden. Die Aus- 
wirkungen einer stärkeren Effizienzorientierung in der Weiterbil- 
dungsförderung nach dem SGB III auf die Bildungsträger werden ins- 
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gesamt auch davon abhängen, inwieweit es ihnen gelingt, ihr Bildungs- 
angebot und ihre Geschäftspolitik stärker als bisher an den regionalen 
und überregionalen arbeitsmarktlichen Erfordernissen auszurichten 
und Marktchancen außerhalb der von der Bundesanstalt geförderten 
Weiterbildung zu erschließen. Daten über den Umfang einer Gefähr- 
dung von Arbeitsplätzen bzw. einen tatsächlich erfolgten Personalab- 
bau bei Bildungsträgern liegen der Bundesregierung nicht vor. 


49. Abgeordnete 

Christa 

Reichard 

(Dresden) 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung angesichts der der- 
zeitigen Lage in Afghanistan Investitionen von 
deutschen Unternehmen für sinnvoll, und 
wenn ja, welche Initiativen der Bundesregie- 
rung mit dem Ziel, Investitionen von deut- 
schen Unternehmen in Afghanistan zu beför- 
dern, gibt es? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ditmar Staffelt 
vom 19. Juni 2003 

Für den Wiederaufbau Afghanistans bedarf es neben der Hilfe der in- 
ternationalen Gemeinschaft auch des Engagements der privaten Wirt- 
schaft in Form von industrieller Kooperation und Investitionen. Von 
afghanischer Seite wird dabei immer die deutsche Wirtschaft als einer 
ihrer Wunschpartner genannt, wobei offensichtlich die vor dem Ein- 
marsch der sowjetischen Truppen über Jahrzehnte gemachten guten 
Erfahrungen nachwirken. Dies wurde schon deutlich beim Besuch der 
vom Parlamentarischen Staatssekretär beim Bundesminister für Wirt- 
schaft und Technologie geleiteten Unternehmerdelegation, die im 
Februar 2002 die erste ausländische Wirtschaftsdelegation in Afgha- 
nistan war, sowie beim Besuch des afghanischen Präsidenten Hamid 
Karzai in Berlin im März bzw. dem Gegenbesuch des Bundeskanzlers 
in Kabul im Mai desselben Jahres. 

Jedes auf unternehmerischer Entscheidung beruhende Projekt in Af- 
ghanistan macht den Fortgang des Wiederaufbaus sichtbar und hilft, 
den Glauben der Bevölkerung an einen nachhaltigen Friedensprozess 
zu stärken. Auf der anderen Seite bestehen die Sicherheitsrisiken bei 
Reisen nach Afghanistan unverkennbar fort. Hierauf weist das Aus- 
wärtige Amt in seinen Reisewarnungen hin. Dementsprechend sind 
die deutsch-afghanischen Wirtschaftsbeziehungen noch weit davon 
entfernt, sich normal entwickeln zu können. 

Trotz dieser schwierigen Rahmenbedingungen hat die Bundesregie- 
rung unmittelbar nach der Petersbergkonferenz im Dezember 2001 
damit begonnen, die deutsche Wirtschaft bei der Geschäftsanbahnung 
in bzw. mit Afghanistan zu unterstützen. Neben unserer Botschaft in 
Kabul steht mit der Einrichtung eines gemeinsamen Büros der Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau, der Deutschen Gesellschaft für Technische 
Zusammenarbeit und des Deutschen Entwicklungsdienstes der deut- 
schen Wirtschaft eine zweite wichtige Anlaufstelle zur Verfügung. 
Informationen zur Wirtschaftlage und über Ausschreibungen werden 
tagesaktuell von der bfai, der dem Bundesministerium für Wirtschaft 
und Arbeit nachgeordneten Bundesagentur für Außenwirtschaft, ver- 
öffentlicht. 
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Dr. Kinnemann, der von der Bundesregierung beauftragte Sonderbe- 
rater der afghanischen Regierung für Handel und Investitionen, steht 
neben seiner Beratertätigkeit in Kabul auch für individuelle Informati- 
onsgespräche mit deutschen Unternehmen sowohl in Afghanistan als 
auch in Deutschland zur Verfügung. Seiner Beratertätigkeit ist die 
liberale Ausgestaltung des Investitionsgesetzes zu verdanken ebenso 
wie die nunmehr mit deutscher Unterstützung im Aufbau befindliche 
Investitionsagentur, die als One-window-Anlaufstelle ausländischen In- 
vestoren beim Markteinstieg in Afghanistan helfen soll. Diese Einrich- 
tung wird auch deutschen Firmen zugute kommen. 

Daneben wird auch der im Rahmen der deutschen entwicklungspoliti- 
schen Zusammenarbeit gesetzte Förderschwerpunkt „Wirtschaftsre- 
form und Ausbau der Marktwirtschaft“ deutschen Unternehmen den 
Markteinstieg in Afghanistan erleichtern. Dieser schließt unter ande- 
rem die Beteiligung an der Gründung einer Mikrofinanzierungsinstitu- 
tion, die Unterstützung bei der Rehabilitierung und Erweiterung von 
Gewerbeflächen und bei der Rehabilitierungspolitik sowie die Bera- 
tung für das Handelsministerium ein. 

Im Übrigen hat die Bundesregierung im Rahmen der internationalen 
Arbeitsteilung mit anderen Gebern auch eine führende Rolle bei der 
Förderung des Aufbaus der Privatwirtschaft in Afghanistan übernom- 
men und fungiert dabei als „Focal Point“ der lokalen Konsultativ- 
gruppe. 

Die Bundesregierung hofft, dass der Wiederaufbau der physischen 
und finanziellen Infrastruktur des Landes kontinuierlich fortschreitet 
und damit auch ihr außenwirtschaftliches Förderinstrumentarium bald 
zum Einsatz kommen kann. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 


50. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Jahr 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass 
durch die Etablierung einer Mehrgefahrenver- 
sicherung witterungsbedingten Ertragsausfäl- 
len bei landwirtschaftlichen Unternehmen be- 
triebswirtschaftlich wirksam begegnet werden 
könnte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 18. Juni 2003 

Die Versicherung witterungsbedingter Ertragsausfälle kann abhängig 
vom einzelbetrieblichen Risiko betriebswirtschaftlich sinnvoll sein, wie 
die Beispiele der seit langem bestehenden Hagelversicherung und der 
von einer Versicherungsgesellschaft bereits angebotenen Mehrgefah- 
renversicherung für die Landwirtschaft zeigen. 
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51. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Jahr 

(CDU/CSU) 


Ist seitens der Bundesregierung vorgesehen, 
dass die Länder eine Mehrgefahrenversiche- 
rung mittels Unterstützung des Bundes einfüh- 
ren dürfen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 18. Juni 2003 

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort (Bundestagsdrucksache 
14/5904 vom 19. April 2001) auf die Kleine Anfrage der Fraktion 
der PDS vom 27. März 2001 „Möglichkeiten für ein staatlich geför- 
dertes nationales Agrarversicherungssystem“ (Bundestagsdrucksache 
14/5683) - zu Mehrgefahrenversicherungen in der Landwirtschaft 
Stellung genommen. Eine finanzielle Unterstützung der Einführung 
von Mehrgefahrenversicherungen der Länder durch den Bund ist 
unter den gegebenen Bedingungen, insbesondere vor dem Hinter- 
grund der grundsätzlichen Zuständigkeiten der Länder für die Hilfe 
im Katastrophenfall, nicht vorgesehen. 


52. Abgeordnete 

Julia 

Klöckner 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Gesund- 
heitsgefährdung beim Menschen durch die 
Substanz 3-Monochlorpropandiol (3-MCPD), 
die enthalten sein kann in Grundnahrungsmit- 
teln wie Brot und Toast, und was gedenkt sie 
hier zu tun? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Matthias Berninger 
vom 12. Juni 2003 

Mit Schreiben vom 8. Mai 2003 informierte das Ministerium für 
Ernährung und Ländlichen Raum Baden-Württemberg die Bundes- 
regierung über neue Untersuchungsergebnisse zum Vorkommen von 
3-Monochlorpropandiol (3-MCPD) in Lebensmitteln. 

In einer Stellungnahme vom 16. Dezember 1994 riet der Wissen- 
schaftliche Lebensmittel-Ausschuss der Europäischen Kommission 
(SCF) zunächst, 3-MCPD als genotoxisches Kanzerogen zu betrach- 
ten und dafür zu sorgen, dass Gehalte an 3-MCPD in Lebensmitteln 
nicht nachweisbar sind. In einer neueren Stellungnahme vom 30. Mai 
2001 stellte der SCF daraufhin fest, dass 3-MCPD-Tumore nicht 
durch einen genotoxischen Mechanismus induziert und es daher wis- 
senschaftlich gerechtfertigt ist, einen Schwellenwert abzuleiten. Hier- 
durch unterscheidet sich 3-MCPD grundsätzlich von genotoxischen 
Kanzerogenen. Diese Einschätzung wird durch eine von der Bundes- 
regierung kurzfristig eingeholte Stellungnahme des Bundesinstituts für 
Risikobewertung (BfR) vom 19. Mai 2003 bestätigt. 

In der Verordnung (EG) Nr. 466/2001 wurden Höchstgehalte bisher 
jeweils für hydrolysiertes Pflanzenprotein und Sojasauce festgesetzt, 
die bekanntermaßen mit 3-MCPD belastet sein können. Die Mitglied- 
staaten wurden darüber hinaus aufgefordert, andere Lebensmittel auf 
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das Vorhandensein von 3-MCPD zu untersuchen, um den weiteren 
Regelungsbedarf zu klären. 

Im Rahmen der wissenschaftlichen Zusammenarbeit auf EU-Ebene 
(SCOOP) wurde daraufhin eine gemeinschaftsweite Studie initiiert, 
mit der die bei den Mitgliedstaaten verfügbaren Informationen zum 
Vorkommen von 3-MCPD in Lebensmitteln zusammengeführt und 
insbesondere solche Warengruppen identifiziert werden sollten, bei 
denen eine Kontamination mit 3-MCPD bisher nicht bekannt gewesen 
ist. Auf Basis dieser Studie, die in Kürze abgeschlossen sein wird, sol- 
len Maßnahmen zur Risikominimierung abgeleitet werden. 

Die jüngsten Ergebnisse aus Baden-Württemberg stellen einen wichti- 
gen Beitrag zur Vervollständigung der Datengrundlage dar. Die Bun- 
desregierung hat den Untersuchungsbericht des Chemischen und 
Veterinäruntersuchungsamtes Stuttgart daher an die Komission wei- 
tergeleitet. 

Die Bundesregierung hat darüber hinaus auf der Sitzung der Exper- 
tengruppe „Industriekontaminanten“ am 3. Juni 2003 in Brüssel über 
die neuen Erkenntnisse zum Vorkommen von 3-MCPD in Lebensmit- 
teln berichtet und die Kommission gebeten, eine Gesamtbewertung 
des Risikos auf Basis der SCOOP-Aufgabe vorzunehmen und die er- 
forderlichen Maßnahmen zum Schutz des Verbrauchers zu ergreifen. 

Die Minimierungsstrategie bei Kontaminanten sieht vor, dass Höchst- 
mengenfestsetzungen von Maßnahmen der Guten Praxis begleitet sein 
sollen. Ziel ist die kontinuierliche Reduzierung bzw. Vermeidung der 
Entstehung von Kontaminanten bei der Herstellung und Verarbeitung 
von Lebensmitteln. Diese Strategie zur kontrollierten Reduzierung 
der Belastung von Lebensmitteln mit unerwünschten Stoffen wird von 
der Bundesregierung auch im Falle von 3-MCPD unterstützt. Die 
Bundesregierung wird sich daher auf Grundlage der Erfahrungen in 
den unterschiedlichen produzierenden Branchen für die Erstellung 
von Leitlinien zur Guten Praxis einsetzen. Eine Anhörung der beteilig- 
ten Wirtschaftskreise ist für Anfang Juli 2003 vorgesehen. 

Darüber hinaus wird das BMVEL in Kürze unter Beteiligung des Bun- 
desamtes für Verbraucher schütz und Lebensmittelsicherheit (BVL) 
sowie des BfR im Grundsatz erörtern, welche Maßnahmen national 
in den Bereichen Forschung, Minimierung und Unterrichtung der 
Öffentlichkeit (z. B. über Verhaltensweisen bei der haushaltsüblichen 
Zubereitung von Toastbrot unter weitestgehender Vermeidung der 
3-MCPD-Bildung) im Sinne des vorbeugenden gesundheitlichen 
Verbraucherschutzes konkret vorzusehen sind. 

Die Einbindung der Bundesländer soll im Rahmen einer Bund/Län- 
der-Besprechung Ende Juli 2003 erfolgen. 


53. Abgeordnete 

Julia 

Klöckner 

(CDU/CSU) 


Inwieweit hat die Bundesregierung die vom 
Chemischen und Veterinäruntersuchungsamt 
Stuttgart ermittelten neuen Erkenntnisse über 
3-MCPD-Untersuchungen weitergeleitet an 
die Europäische Kommission und hierzu eine 
Reaktion erhalten bezüglich der Verkehrsfä- 
higkeit gefährdeter Lebensmittel? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Matthias Berninger 
vom 12. Juni 2003 

Die Bundesregierung hat den Untersuchungsbericht des Chemischen 
und Veterinäruntersuchungsamtes Stuttgart am 23. Mai 2003 an die 
Kommission weitergeleitet und am 3. Juni 2003 auf der Sitzung der 
Expertengruppe „Industriekontaminanten“ bei der Kommission in 
Brüssel über die neuen Erkenntnisse zum Vorkommen von 3-MCPD 
in Lebensmitteln sowie die geplanten Maßnahmen der Bundesregie- 
rung (s. Frage 52) berichtet. 

In diesem Rahmen wurde die Kommission von der Bundesregierung 
darüber hinaus gebeten, eine Gesamtbewertung des Risikos auf Basis 
der gegenwärtig durchgeführten SCOOP-Aufgabe zum Vorkommen 
von 3-MCPD in Lebensmitteln vorzunehmen und die erforderlichen 
Maßnahmen zum Schutz des Verbrauchers zu ergreifen. 

Die Kommission betonte, dass auf Basis der o. a. SCOOP-Aufgabe 
Maßnahmen zur Minimierung des Risikos gegenüber 3-MCPD abge- 
leitet werden sollen. Allerdings müsse zunächst der Abschlussbericht 
abgewartet werden, mit einer ersten Darstellung der Ergebnisse sei 
Anfang Juli 2003 zu rechnen. 


54. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Otto 

(Frankfurt) 

(FDP) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse da- 
rüber vor, in welchem Umfang Hersteller von 
Konsumgütern, z. B. von Fernsehgeräten, 
Waschmaschinen und Kühlschränken, Mitar- 
beitern von Einzelhandelsunternehmen Geld 
oder geldwerte Leistungen, wie etwa Reisegut- 
scheine, als Gegenleistung dafür gewähren, 
dass sie Waren dieses Herstellers den Endkun- 
den gegenüber bevorzugt anpreisen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Matthias Berninger 
vom 12. Juni 2003 

Der Bundesregierung liegen hierüber keine Erkenntnisse vor. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


55. Abgeordnete 
Helga 
Daub 
(FDP) 


Wie ist der Sachstand in der geplanten Ände- 
rung des Soldatenversorgungsrechtes? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans Georg Wagner 
vom 25. Juni 2003 

In der Sitzung des Verteidigungsausschusses am 15. Januar 2003 wur- 
de ein Antrag aller Fraktionen auf „Anpassung des Versorgungsrechts 
an die veränderten Anforderungen für Soldatinnen und Soldaten bei 
Auslandseinsätzen“ einstimmig angenommen. 

Ein entsprechendes Änderungskonzept wurde im Bundesministerium 
der Verteidigung erarbeitet und von Bundesminister Dr. Peter Struck 
gebilligt. Es wurde mit dem für das Dienst- und Versorgungsrecht 
federführenden Bundesministerium des Innern auf Arbeitsebene erör- 
tert und wird dort auch im Hinblick auf sich ergebende mögliche Än- 
derungen im Beamtenversorgungsrecht geprüft. Eine erste Erörterung 
mit dem Bundesministerium der Finanzen ist in Kürze vorgesehen. 


56. Abgeordnete Ist eine Änderung der betreffenden Paragra- 

Helga phen des Soldatenversorgungsgesetzes, die 

Daub qualifizierte Dienstunfälle klassifizieren, ge- 

(FDP) plant? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans Georg Wagner 
vom 25. Juni 2003 

Ziel des Konzeptes ist es, durch Änderungen im Soldatenversorgungs- 
gesetz unter der Überschrift „Einsatzversorgung“ Leistungsverbesse- 
rungen zu schaffen. Um mehr Rechtssicherheit für die Betroffenen zu 
erreichen, sollen dabei auch für alle Statusgruppen vergleichbare und 
besser verständliche Zugangsvoraussetzungen zu den bei Einsatzunfäl- 
len zustehenden Versorgungsleistungen, zum Beispiel der „qualifizier- 
ten“ Unfallversorgung für Berufssoldaten, geschaffen werden. Gleich- 
zeitig sollen die in bestimmten Fällen bestehenden Unterschiede 
zwischen der Versorgung der Soldaten auf Zeit sowie der Soldaten, 
die freiwilligen zusätzlichen Wehrdienst leisten, und der Versorgung 
der Berufssoldaten ausgeglichen werden. Um dem Ergebnis der be- 
gonnenen Ressortgespräche nicht vorzugreifen, kann zu einzelnen Än- 
derungsoptionen derzeit noch nicht Stellung genommen werden. 


57. Abgeordneter 

Albrecht 

Feibel 

(CDU/CSU) 


Hat die BwFuhrparkService GmbH für die 
von ihr bereitgestellten Fahrzeuge eine Steuer- 
befreiung erhalten, und wenn ja, welche recht- 
lichen Konstruktionen sind von ihr nach Infor- 
mationen der Bundesregierung angesichts der 
engen Auslegung der Befreiungsvoraussetzun- 
gen gewählt worden? 
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Antwort des Staatssekretärs Klaus-Günther Biederbick 
vom 12. Juni 2003 

Die BwFuhrparkService GmbH ist kraft Rechtsform (Kapitalgesell- 
schaft) Steuersubjekt mit eigener Rechtspersönlichkeit. Hinsichtlich 
ihrer persönlichen Verhältnisse, zu denen auch etwa gewährte Steuer- 
befreiungen zählen, hat sie Anspruch auf Wahrung des Steuergeheim- 
nisses (§ 30 Abgabenordnung); dies gilt gleichermaßen für alle Steuer- 
arten. 

Eine Meldung der „Bild“-Zeitung vom 3. Juni 2003, die Steuerbefrei- 
ungen der BwFuhrparkService GmbH zum Gegenstand hatte, ist in 
sich unstimmig; in ihr wird die Wirkungsweise des Mehrwertsteuer- 
Systems völlig verkannt. Tochterfirmen der Bundeswehr sind kraft 
Rechtsform (GmbH) Steuersubjekte mit eigener Rechtspersönlichkeit 
und somit Unternehmer i. S. d. deutschen Umsatzsteuergesetzes. Hin- 
sichtlich des Einkaufs von Leistungen durch die GmbH bei anderen 
Unternehmern einerseits und der Weitergabe dieser Leistungen durch 
die GmbH an die Bundeswehr andererseits kommt es zu unterschied- 
lichen und steuerrechtlich separat zu würdigenden Leistungsbeziehun- 
gen. Auf der Einkaufsebene ist es völlig unerheblich, ob die GmbH 
Ausrüstungsgegenstände steuerfrei oder steuerpflichtig erwirbt. Denn 
die GmbH erhält etwaige, ihr von anderen Unternehmern in Rech- 
nung gestellte Mehrwertsteuer als sog. Vorsteuer vom Finanzamt in 
voller Höhe zurückerstattet. Im Endergebnis hat die Mehrwertsteuer 
auf Unternehmensebene somit nur die neutrale Wirkung eines durch- 
laufenden Postens. Eine endgültige Belastung mit der Umsatzsteuer/ 
Mehrwertsteuer tritt erst auf der „Verkaufsebene“ bei Leistungen an 
den „Letztverbraucher“ Bundeswehr ein. Dementsprechend werden 
für die von der GmbH an die Bundeswehr erbrachten Leistungen 
Mehrwertsteuern berechnet und auch vom Auftraggeber bezahlt. 

Eine generelle Mehrwertsteuerbefreiung bei der Beschaffung von rei- 
nen Kriegsgütern sieht die hier einschlägige 6. EG-Richtlinie nicht 
vor. 

Ausgenommen von der Mehrwertsteuerpflicht sind jedoch sog. Mate- 
rial- bzw. Personalbeisteilungen. Diese echten Beistellungen unterlie- 
gen weder nach deutschem Steuerrecht noch nach der 6. EG-Richtli- 
nie der Umsatzsteuer/Mehrwertsteuer, da sie nicht am steuerpflichti- 
gen Leistungsaustausch zwischen Auftraggeber (Bundesrepublik 
Deutschland) und Auftragnehmer (Tochterfirma-GmbH) teilnehmen. 


58. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, dass eine 

Günther Friedrich Anmietung bzw. das Leasing handelsüblicher 
Nolting Fahrzeuge auf dem freien Markt um bis zu 

(FDP) fünfzig Prozent günstiger sein kann, als bei der 

Bereitstellung von Fahrzeugen, die im Rah- 
men des Neuen Flottenmanagements der Bun- 
deswehr bereitgestellt wurden, und wenn ja, 
gibt es Planungen, dies zukünftig zu berück- 
sichtigen? 
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Antwort des Staatssekretärs Klaus-Günther Biederbick 
vom 12. Juni 2003 

Mit dem BwFuhrparkService (BwFPS) beschreitet die Bundeswehr 
einen neuen Weg zur Sicherstellung der Mobilität. Hierbei handelt es 
sich um ein Gesamtkonzept zur Bereitstellung der benötigten Fahr- 
zeuge und Fahrleistungen für die Bundeswehr. Die Leistung be- 
schränkt sich nicht auf die reine Übergabe eines einzelnen Leasing- 
fahrzeuges, sondern beinhaltet einen Komplettservice inklusive eines 
umfassenden Datenmanagements, Vollkaskoversicherung ohne Selbst- 
beteiligung und Freikilometer. 

Die Mietraten nach den Regeltarifen ziviler Vermieter bzw. Leasing- 
firmen liegen in der Größenordnung der Preise, die auch von der 
BwFPS GmbH gefordert werden. Bei den Sonderangeboten ziviler 
Firmen handelt es sich meist sowohl um regional als auch zeitlich be- 
grenzte Preisaktionen für einzelne Fahrzeugtypen, die dem auftreten- 
den tatsächlichen Mobilitätsbedarf einzelner Dienststellen der Bundes- 
wehr nur zufällig entsprechen. Auch der Komplettservice, der von der 
BwFPS GmbH erbracht wird, ist in diesen Sonderangeboten nicht ent- 
halten. Daher können Angebote von Leasingfirmen für einzelne Fahr- 
zeuge auf den benötigten Bedarf der Bundeswehr nicht unmittelbar 
übertragen werden. 

Eine Überprüfung der Preisgestaltung der BwFPS GmbH wird unter 
Federführung des Bundesamtes für Wehrtechnik und Beschaffung 
(BWB) regelmäßig durchgeführt. 


59. Abgeordneter 

Günther Friedrich 
Nolting 

(FDP) 


Gibt es Überlegungen, aufgrund der steigen- 
den Zahl der Auslandseinsätze und der damit 
verbundenen rechtlichen Fragen, Truppenoffi- 
ziere der Bundeswehr mit einer Ausbildung 
zum Richteramt zu befähigen, und wenn nein, 
warum nicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans Georg Wagner 
vom 16. Juni 2003 

Die Bundeswehr verfügt bereits seit Jahrzehnten über Truppenoffizie- 
re mit der Befähigung zum Richteramt. 

Mit der Staatssekretärweisung vom 14. September 1993 wurde der 
Einstellungsbedarf dieser Offiziere erstmals teilstreitkräfteüber- 
greifend strukturiert. Danach leisten derzeit 39 Stabsoffiziere mit der 
Befähigung zum Richteramt Dienst in der Bundeswehr. Ihr Einsatz 
erfolgt vorwiegend in Verwendungen, in denen die juristische Beglei- 
tung von truppendienstlichen und Personalangelegenheiten im Vor- 
dergrund steht. 

Verwendungsaufbau und Dienstpostenumfänge dieser Offiziere wer- 
den derzeit aufgrund einer Staatssekretärweisung einer erneuten 
Überprüfung unterzogen. 
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Unabhängig vom Ergebnis dieser Untersuchung ist jedoch der Einsatz 
von Truppenoffizieren mit der Befähigung zum Richteramt vorzugs- 
weise in der Rechtsberatung bei Auslandseinsätzen oder gar eine Er- 
höhung des Einstellungsumfanges aufgrund der steigenden Auslands- 
einsätze zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht vorgesehen. Hierzu liegt 
bislang keine militärische Forderung vor. Außerdem hat sich die 
Rechtsbegleitung durch Beamte bisher bewährt. 


60. Abgeordneter Gibt es Erkenntnisse über die durchschnitt- 

Günther Friedrich liehe Auslastung der Ausbildungsstützpunkte 
Nolting der Bundeswehr für simulatorgestützte Rah- 

(FDP) menübungen (SIRA), und gibt es etwaige Pla- 

nungen die Anzahl zu verringern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans Georg Wagner 
vom 23. Juni 2003 

Die Ausbildungsstützpunkte SIRA-Bataillon (SIRA Btl) sichern mit 
ihren rechnergestützten Fähigkeiten eine Qualität im Führungskönnen 
der Heeresverbände, die sonst nicht zu erreichen wäre. Einsätze zur 
Konfliktverhütung, zur Kriesenbewältigung und zur Unterstützung 
von Bündnispartnern werden mit SIRA Btl ebenso umfassend ausge- 
bildet wie die herkömmlichen Gefechtsarten. 

Die im Zuge der Bundeswehrreform durchgeführten Umstrukturie- 
rungen der Truppe haben zu einem Rückgang der Auslastung der 
Stützpunkte SIRA Btl geführt. Während die Stützpunkte Ende 2001 
noch knapp 60% ausgelastet waren, wurden erwartungsgemäß im Jahr 
2002 nur noch 47,5 % erreicht. 

Mit der Reform der Bundeswehr erfolgt zugleich die Optimierung der 
bestehenden personellen und materiellen Ausbildungsressourcen und 
ihre konzentrierte Ausrichtung auf die geänderten Bedürfnisse der Be- 
darfsträger. Vor diesem Hintergrund hat der Inspekteur des Heeres 
Mitte 2001 die konzeptionell erweiterte Nutzung der bestehenden 
Ausbildungsstützpunkte SIRA Btl zusätzlich durch die Heeresschulen 
gebilligt und die Verlegung an die entsprechenden Schulstandorte mit 
Integration in den Schulbetrieb angeordnet. Zurzeit werden die Schu- 
len des Heeres einer umfassenden inhaltlichen und organisatorischen 
Untersuchung durch den Führungsstab des Heeres unterzogen. Stan- 
dardisierung, Harmonisierung und Flexibilisierung des Schulsystems 
sollen die Qualität der Ausbildung bei insgesamt vermindertem Res- 
sourceneinsatz sichern. Die Untersuchung und Neugestaltung des 
Schulsystems sollen bis Ende 2003 abgeschlossen sein. Die Einbin- 
dung der Stützpunkte SIRA Btl hierin ist noch nicht absehbar. 

Daher bestehen zurzeit keine Planungen, die Anzhal der Ausbildungs- 
stützpunkte SIRA Btl zu reduzieren. 


61. Abgeordneter 

Bernd 

Siebert 

(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die jährlichen Telefonkosten im 
Bereich des Bundesministeriums der Verteidi- 
gung in absoluten Zahlen und im Vergleich zu 
den anderen Bundesministerien? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans Georg Wagner 
vom 23. Juni 2003 

Im Bundesministerium der Verteidigung (1. und 2. Dienstsitz) sind im 
Jahr 2002 Telefonkosten in Höhe von insgesamt 522 217,43 Euro ent- 
standen. 

Den Kostenvergleich zu den anderen Ministerien bitte ich der nachfol- 
genden Aufstellung zu entnehmen. 

Vergleich der in den Bundesministerien entstandenen Telefonkosten 
auf Basis der Zahlen des Jahres 2002 


Ministerium 

Kosten in Euro 

Auswärtiges Amt* 

3 218 624,80 

Bundesministerium der Finanzen 

312973,65 

Bundesministerium der Justiz 

118015,83 

Bundesministerium der Verteidigung 

522217,43 

Bundesministerium des Innern 

590 759,06 

Bundesministerium für Bildung und Forschung 

147283,55 

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

103 822,33 

Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung 

300 000,00 

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

517 720,00 

Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Fandwirtschaft 

159045,13 

Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 

330477,00 

Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit 

268 563,03 

Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 

160 000,00 

Gesamt: 

6 749501,81 


* Betrag beinhaltet geschätzte Auslandstelefonkosten in Höhe von 2 200 000,00 Euro. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


62. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 
Gehb 

(CDU/CSU) 


Welche schwulen und/oder lesbischen Projekte 
wurden von der Bundesregierung seit der Ant- 
wort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
bei der Bundesministerin für Familie, Senio- 
ren, Frauen und Jugend, Dr. Edith Niehuis, 
vom 5. August 2002 auf meine diesbezügliche 
schriftliche Frage 53 (Bundestagsdrucksache 
14/9853) finanziell gefördert bzw. für welche 
Projekte wurde eine Förderzusage erteilt (bitte 




Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


39 


Drucksache 15/1279 


Auflistung nach Projekt, Zuwendungssumme, 
Zuwendungsempfänger, Titel im Bundeshaus- 
halt)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marieluise Beck 
vom 16. Juni 2003 

Seit der Beantwortung Ihrer schriftlichen Frage am 5. August 2002 
sind folgende schwule und/oder lesbische Projekte aus Bundesmitteln 
des Einzelplans 17 gefördert bzw. Förderzusagen erteilt worden: 

Zuwendungen aus Bundesmitteln - Kapitel 17 02 Titel 684 11 
Schwule und/oder lesbische Projekte in der Jugendarbeit 


Zuwendungsempfänger 

Projekt 

Zuwendungssumme 

Jugendnetzwerk LAMBDA e.V. 

- Förderung 2002 - 

Arbeit mit behinderten jungen Menschen 

28 500,00 € 

Jugendnetzwerk LAMBDA e.V. 

- Förderung 2002 - 

Sonstige zentrale Jugendverbände 

91 480,00 € 

Jugendnetzwerk LAMBDA e.V. 

- Förderung 2002 - 

Internationale Jugendarbeit - Globalmittel 
Jugendverbände 

7 750,00 € 

Jugendnetzwerk LAMBDA e.V. 

- Förderung 2003 - 

Arbeit mit behinderten jungen Menschen 

29 680,00 € 

Jugendnetzwerk LAMBDA e.V. 

- Förderung 2003 - 

Sonstige zentrale Jugendverbände 

73 480,00 € 

Jugendnetzwerk LAMBDA e.V. 

- Förderung 2003 - 

Internationale Jugendarbeit - Globalmittel 
Jugendverbände 

8 500,00 € 


Zuwendungen aus Bundesmitteln - Kapitel 17 02 Titel 68641 
Maßnahmen lesbisch-schwuler Träger oder zu lesbisch-schwulen Themen 


Zuwendungsempfänger 

Projekt 

Zuwendungssumme 

Lebensberatung e.V. 

Tagung Vernetzungsberatungsstellen 

13 428,00 € 

BINATS Beratungsnetz 

Sozialwerk des Lesben- und Schwulen- 
verbandes 

27 098,47 € 

Lesbentelefon Göttingen e.V. 

Bundesweite Fachtagung 8. bis 10. Februar 
2002, Göttingen 

3 662,98 € 

Lesbenberatung e.V. 

Mehrfachdiskriminierung lesbischer 
Migrantinnen 

7 928,44 € 

Rat und Tat, Berlin 

Überreg. Tagung der Lesbenberatungsstellen 

24. bis 26. April 2002 

3 862,84 € 

Intervention e.V., Hamburg 

Bundesweite Fachtagung v. lesb. Pädago- 
ginnen 7. bis 10. November 2002 

4 787,00 € 
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Zuwendungen aus Bundesmitteln - Kapitel 17 02 Titel 684 52 

Schwule und/oder lesbische Projekte mit lebenspartnerschaftlichem Bezug 


Zuwendungsempfänger 

Projekt 

Zuwendungssumme 

Bundesverband der Eltern und 
Angehörigen von Homosexuel- 
len (Befah e.V.) 

Fachtagung „Stärke gefragt - Eltern und ihre 
homosexuellen Kinder“ 

(21. bis 23. März 2003) 

39 480,00 € 

Sozialverein des Lesben- und 
Schwulenverbands (LSVD) 

Fachtagung „Regenbogenfamilie“ 

24 650,00 € 

Bundesverband der Eltern und 
Angehörigen von Homosexuel- 
len (Befah e.V.) 

Nachdruck „Ratgeber für Eltern homosexuel- 
ler Kinder“ 
und 

Teilnahme am Ökumenischen Kirchentag 

Berlin 

4 150,00 € 

2 700,00 € 


Zuwendungen gesamt 

371 137,73 € 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 
und Soziale Sicherung 


63. Abgeordneter 

Dr. Wolf 
Bauer 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, in welchen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union Arz- 
neimittellisten, die mit der durch das Gesetz 
über eine Liste verordnungsfähiger Arzneimit- 
tel in der vertragsärztlichen Versorgung (Arz- 
neimittel-Positivlisten-Gesetz) geplanten Arz- 
neimittel-Positivliste oder mit der sog. Negativ- 
liste des § 34 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch 
vergleichbar sind, existieren, und wenn ja, wel- 
che Länder sind dies? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 13. Juni 2003 

Die meisten Mitgliedstaaten der Europäischen Union verfügen über 
„Positivlisten“ im Sinne von Listen verordnungsfähiger Arzneimittel, 
ohne dass der Begriff „Positivliste“ in jedem Fall verwendet wird; 
hierzu zählen u. a. Belgien, Dänemark, Finnland, Frankreich, Grie- 
chenland, Italien, Luxemburg, Niederlande, Österreich, Portugal und 
Schweden. Die Positivlisten dieser Länder sind zumeist an eine nach 
medizinischen Gesichtspunkten gestaffelte Erstattungsfähigkeit, teils 
auch analog zu der in Deutschland vorgesehenen Regelung an eine 
therapeutische Nutzenbewertung gebunden. In einigen Ländern wird 
die Aufnahme in eine Positivliste an pharmakoökonomische Kriterien 
geknüpft (u. a. Frankreich, Niederlande). Die unterschiedlichen Krite- 
rien und nationale Besonderheiten der Erstattungsfähigkeit von Arz- 
neimitteln schränken eine direkte Vergleichbarkeit ein. ln Großbritan- 
nien und u. a. in Irland sind Negativlisten, in einigen Ländern sowohl 
Negativlisten als auch Positivlisten, eingeführt. Die Regelungen über 
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die Nichtverordnungsfähigkeit erstrecken sich zumeist auf Arzneimit- 
tel zur Selbstmedikation. 


64. Abgeordneter 

Albrecht 

Feibel 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele 
Bürger, die Renten aus Rentenversorgungs- 
systemen der Bundesrepublik Deutschland er- 
halten, dauerhaft im Ausland leben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Franz Thönnes 
vom 23. Juni 2003 

Ja. Die Zahlungen der gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) an Be- 
rechtigte im Ausland sind der Bundesregierung bekannt. Im Jahr 
2002 hat die GRV im Jahresdurchschnitt an 1 281 401 Personen Zah- 
lungen (ohne Beitragserstattungen) geleistet. 


65. Abgeordnete 

Julia 

Klöckner 

(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 
dass im Entwurf des Bundesministeriums für 
Gesundheit und Soziale Sicherung des „Akti- 
onsplans Drogen und Sucht“ illegale Drogen 
wie z. B. Heroin mit legalen Genussmitteln wie 
Bier, Wein und andere alkoholische Getränke 
auf eine Stufe gestellt werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 16. Juni 2003 

In Deutschland weisen etwa 2,7 Millionen Menschen in der Alters- 
gruppe von 18 bis 69 Jahren einen missbräuchlichen Konsum von 
Al kohol auf, etwa 1,6 Millionen Menschen in derselben Altersgruppe 
weisen einen abhängigen Konsum auf. Jährlich sterben über 40 000 
Personen, deren Tod in Verbindung mit dem Konsum von Alkohol 
steht. Neben den gesundheitlichen Risiken verursacht der riskante 
Alkoholkonsum große volkswirtschaftliche Kosten. Da Alkohol nicht 
nur als Genussmittel in einer gesundheitlich verträglichen Menge kon- 
sumiert wird, gehört er in den Kreis der im „Aktionsplan Drogen und 
Sucht“ behandelten Suchtmittel. 


66. Abgeordnete 

Julia 

Klöckner 

(CDU/CSU) 


Vertritt die Bundesregierung die Auffassung, 
dass Restriktionen und Eingriffe in das Markt- 
geschehen wie z. B. Preisgestaltung, Lizenzie- 
rungen, Produktionskontrollen, Verkaufs- und 
Werbebeschränkungen (s. Seite 8 des Entwurfs 
des „Aktionsplans Drogen und Sucht“) ange- 
messene und zielführende Mittel einer Ge- 
sundheitspolitik sind, deren prioritäres Ziel 
Prävention und verantwortungsvoller Umgang 
mit alkoholischen Getränken ist? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 16. Juni 2003 

Bei der Bekämpfung von Suchterkrankungen, wie Alkoholabhängig- 
keit, legt die Bundesregierung einen Schwerpunkt auf die Prävention. 
Es gilt jedoch als erwiesen, dass für eine nachhaltige Eindämmung 
von Suchterkrankungen ein Bündel von unterschiedlichen Maßnah- 
men notwendig ist. 


67. Abgeordnete 

Maria 

Michalk 

(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung, durch geeignete ge- 
setzliche oder verordnungsrechtliche Maßnah- 
men die von den Beschäftigten der ehemaligen 
Deutschen Reichsbahn rechtmäßig erworbe- 
nen Ansprüche und Anwartschaften aus der 
betrieblichen Altersversorgung der Deutschen 
Reichsbahn anzuerkennen und auszuzahlen, 
und wenn nicht, wie hoch ist nach ihrer Kent- 
nis der Unterschied in der Altersversorgung in 
dieser Berufsgruppe zwischen alten und neuen 
Bundesländern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Franz Thönnes 
vom 24. Juni 2003 

Die Bundesregierung plant keine auf die Alterssicherung ehemaliger 
Beschäftigter der Deutschen Reichsbahn gerichtete Rechtsänderun- 
gen. Sie sieht dafür auch keinen Anlass. 

Ein besonderes Alterssicheru ngssvstem für Beschäftigte der Deut- 
schen Reichsbahn hat es weder zum Zeitpunkt der Rentenüberleitung, 
also am 1. Januar 1992, noch zum Zeitpunkt der Herstellung der deut- 
schen Einheit am 3. Oktober 1990 gegeben. Die 1956 in der DDR für 
Beschäftigte der Deutschen Reichsbahn eingeführte Altersversorgu ng 
ist bereits 1974 in die Sozialversicherung der DDR überführt worden. 
Nach der Entscheidung des Bundessozialgerichts vom 10. November 
1998 - B 4 RA 33/98 R - bedeutet dies, dass die bisherige Zusage auf 
zusätzliche Altersversicherung ab 1. Januar 1974 als Teil der Anwart- 
schaft auf eine Sozialversicherungsrente und nicht als eigenständige 
Zusatzversorgungsrente ausgestaltet worden ist. Im Zusammenhang 
mit der Überführung dieses betrieblichen Alterssicheru ngssystems in 
das allgemeine Rentenrecht der DDR wurde ein besonderer Steige- 
rungssatz für jedes Jahr der Beschäftigung bei der Deutschen Reichs- 
bahn in Höhe von 1,5% je Arbeitsjahr für die Berechnung der Rente 
aus der Sozialpflichtversicherung eingeführt, sofern diese Beschäfti- 
gung mindestens 10 Jahre ausgeübt worden ist. Der Gesetzgeber des 
Renten-Überleitungsgesetzes hat sich gegen eine Übernahme der be- 
sonderen Steigerungssätze entschieden, weil die höheren Steigerungs- 
sätze mit den Grundsätzen des lohn- und beitragsbezogenen Renten- 
rechts des SGB VI nicht vereinbar waren und sind. Im Übrigen wird 
auf die Antwort zu der schriftlichen Frage 138 in Bundestagsdruck- 
sache 15/1164 verwiesen. 


Der Einigungsvertrag enthält keinen Anhaltspunkt dafür, dass in be- 
trieblichen Altersversorgungssystemen der Deutschen Reichsbahn er- 
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worbene Anwartschaften ab 1. Januar 1992 in die gesetzliche Renten- 
versicherung zu überführen sind. In seinem Urteil vom 28. April 1999 

- 1 BvL 32/95, 1 BvR 2105/95 - knüpft das Bundesverfassungsgericht 
den Schutz der in der DDR erworbenen und im Einigungsvertrag 
nach dessen Maßgaben als Rechtspositionen der gesamtdeutschen 
Rechtsordnung anerkannten Ansprüche und Anwartschaften aus Zu- 
satz- und Sonderversorgungssystemen nach Artikel 14 Abs. 1 Satz 1 
GG (Eigentum) an die Voraussetzung, dass diese zum Zeitpunkt des 
Beitritts zur Bundesrepublik Deutschland bestanden haben. Ein be- 
sonderes Alterssicherungssystem für Beschäftigte der Deutschen 
Reichsbahn hat es jedoch am 3. Oktober 1990 nicht mehr gegeben. 

Diese Systementscheidung hat das Bundessozialgericht in seinem Ur- 
teil B 4 RA 33/98 R als sachgerecht bestätigt. Es gibt im geltenden 
Recht keine Anspruchsgrundlage für die Einführung einer neben der 
gesetzlichen Rente zu leistenden (Zusatz-) Versorgung. 

Die unterschiedliche Elöhe der Alterssicherung ehemaliger Reichsbah- 
ner im Verhältnis zu ihren Berufskollegen in den alten Ländern ergibt 
sich aus der in den Verträgen zur Herstellung der deutschen Einheit 
getroffenen Grundentscheidung, die Alterssicherung für im Beitritts- 
gebiet zurückgelegte Zeiten für die Beschäftigten aller Berufsgruppen 
einheitlich in der gesetzlichen Rentenversicherung vorzunehmen und 
sie nicht den jeweiligen Sicherungssystemen in der Bundesrepublik 
Deutschland zuzuordnen. Insofern erreichen die Altersbezüge der 
ehemaligen Reichsbahner - ebenso wenig wie die der Angehörigen an- 
derer Berufsgruppen (z. B. Ärzte, Wissenschaftler, Staatsbedienstete) 

- nicht die Höhe der Altersbezüge ihrer Berufskollegen in den alten 
Ländern. Diese Systementscheidung hat das Bundesverfassungsge- 
richt im Rahmen seiner Entscheidungen zur Überführung von in 
Zusatz- und Sonderversorgungssystemen der ehemaligen DDR erwor- 
benen Ansprüchen und Anwartschaften ausdrücklich gebilligt. 

Eine statistische Aussage über den quantitativen Unterschied in der 
Altersversorgung der Eisenbahner in neuen und alten Ländern ist der 
Bundesregierung nicht möglich. Im Übrigen verbietet es die Indivi- 
dualität von Versicherungsverläufen aufgrund von bekanntermaßen 
höchst unterschiedlichen Erwerbsbiografien, Durchschnittswerte zu 
ermitteln, die im Einzelfall zu falschen Erwartungen führen würden. 


68. Abgeordnete 

Maria 

Michalk 

(CDU/CSU) 


Welche Arbeitszeitmodelle für Klinikärzte 
werden von der Bundesregierung und den 
Fachgremien diskutiert, und wie werden diese 
Modelle von der Bundesregierung bewertet? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 25. Juni 2003 

Die Länder haben im März 2003 die Veröffentlichung „Arbeits- 
zeitgestaltung im Krankenhaus, Arbeitszeitproblematik am Beispiel 
des ärztlichen Dienstes“ herausgegeben, die Vertreter der zuständigen 
Länderressorts unter Mitarbeit von Experten aus dem Gesundheitsbe- 
reich entwickelt haben. Die Konzeption enthält eine Darstellung und 
Bewertung von neun verschiedenen Arbeitszeitmodellen, die zu einer 
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Verbesserung der Arbeitszeitbedingungen beitragen sollen. Die Nutz- 
barkeit dieser Modelle in der Praxis zu bewerten, ist Aufgabe der Ver- 
antwortlichen in der Gesundheitsverwaltung und in den einzelnen 
Krankenhäusern. Um die Länder und die Krankenhäuser bei der 
Bewertung vorhandener Arbeitszeitmodelle zu unterstützen, hat das 
Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung - als eine 
der auf den Arbeitszeitgipfeln vereinbarten Maßnahmen - die finan- 
zielle Unterstützung einer entsprechenden Studie zugesagt. 


69. Abgeordnete 

Christa 

Reichard 

(Dresden) 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Kenntnis davon, dass 
Ansprüche auf Maßnahmen der Eingliede- 
rungshilfe nicht erfüllt werden können und 
Plätze in Werkstätten für Menschen mit Behin- 
derungen nicht im erforderlichen Umfang zur 
Verfügung stehen, und ist der Bundesregie- 
rung bekannt, ob vor diesem Hintergrund be- 
reits Klagen von betroffenen Familien einge- 
reicht worden sind (gemäß Rechtsanspruch 
auf Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch - 
SGB IX)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Franz Thönnes 
vom 18. Juni 2003 

Nein. Nach Kenntnis der Bundesregierung werden Ansprüche auf 
Maßnahmen der Eingliederungshilfe erfüllt und stehen Plätze in 
Werkstätten für Menschen mit Behinderungen im erforderlichen Um- 
fang zur Verfügung. Der Bundesregierung sind auch keine Klagen be- 
hinderter Menschen oder ihrer Eltern auf Erbringung dieser Leistun- 
gen bekannt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


70. Abgeordneter 

Hans-Michael 

Goldmann 

(FDP) 


Plant die Bundesregierung die Änderung des 
Wasserstraßengesetzes, wonach bei künftigen 
Unterhaltungs- und Baumaßnahmen das Ein- 
vernehmen mit dem Bundesamt für Natur- 
schutz herzustellen ist, und wenn ja, bis wann 
ist mit einer Vorlage eines entsprechenden Ge- 
setzentwurfes zu rechnen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 13. Juni 2003 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit (BMU) hat als federführendes Ressort den Entwurf eines (Arti- 
kel-)Gesetzes zur Verbesserung des vorbeugenden Hochwasserschut- 
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zes vorgelegt. In Artikel 4 dieses Entwurfs wird eine Änderung des 
Bundeswasserstraßengesetzes unter anderem auch dahin gehend vor- 
geschlagen, dass vor der Durchführung von Unterhaltungs-, Ausbau- 
oder Neubaumaßnahmen das Einvernehmen mit dem Bundesamt für 
Naturschutz einzuholen ist. Der Entwurf befindet sich derzeit noch in 
der Ressortabstimmung. 


71. Abgeordneter 

Klaus-Jürgen 

Hedrich 

(CDU/CSU) 


Stimmt die Bundesregierung der Einschätzung 
zu, dass nach dem erfolgten Planfeststellungs- 
beschluss mit dem Bau des ersten Abschnitts 
der Ortsumgehung Celle (Bundesstraße B3) 
von Ehlershausen bis zum südlichen Stadt- 
gebiet Celles unverzüglich begonnen werden 
kann? 


72. Abgeordneter 

Klaus-Jürgen 

Hedrich 

(CDU/CSU) 


Stellt die Bundesregierung die hierfür benötig- 
ten Finanzmittel unverzüglich zur Verfügung, 
oder wird der Baubeginn wegen fehlender 
Bundesmittel verzögert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 25. Juni 2003 

Die Maßnahme ist im Entwurf zum Bundesverkehrswegeplan 2003 
(BVWP 2003) in den „Vordringlichen Bedarf" eingestuft worden. Der 
Entwurf des BVWP 2003 wird nach Abstimmung mit den Bundesres- 
sorts und den Ländern sowie nach Anhörung der Verbände am 2. Juli 
2003 dem Kabinett zur Beschlussfassung zugeleitet. Hieran werden 
sich die Gesetzgebungsverfahren für die Novellen zum Fernstraßen- 
ausbaugesetz sowie zum Bundesschienenwegeausbaugesetz mit ihren 
jeweiligen Bedarfsplänen anschließen. 

Für alle Vorhaben gilt allerdings grundsätzlich, dass sie nur dann reali- 
siert werden können, wenn sie in den jährlich aufzustellenden Straßen- 
bauplan, der Anlage des Haushaltsplanes ist, aufgenommen sind. 


73. Abgeordneter 

Hubert 

Hüppe 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung es mit dem Ziel bar- 
rierefreier Teühabe behinderter Menschen am 
Leben in der Gesellschaft, das auch Grundlage 
des Behindertengleichstellungsgesetzes des 
Bundes ist, vereinbar, dass es derzeit keine 
bundeseinheitliche Regelung für die Gewähr 
und Nutzung von Parkerleichterungen für 
schwerbehinderte Menschen gibt, und wenn 
nein, durch welche Maßnahmen wül sie sicher- 
stellen, dass bundeseinheitlich gewährte Park- 
erleichterungen länderübergreifend gelten? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 16. Juni 2003 

Parkerleichterungen für schwerbehinderte Verkehrsteilnehmer (außer- 
gewönlich gehbehinderte Menschen mit dem Merkmal „aG“ und blin- 
de Menschen mit dem Merkmal „Bl“ in ihrem Schwerbehindertenaus- 
weis) sind bereits seit Jahrzehnten bundeseinheitlich in der Straßen- 
verkehrs-Ordnung (StVO) vorgesehen. Behinderte Menschen mit die- 
sen Merkmalen, die sich aus ihrem Schwerbehindertenausweis erge- 
ben und auf versorgungsamtlicher Feststellung beruhen, erhalten auf 
Antrag und in der Regel kostenfrei einen Parkausweis für behinderte 
Menschen nach in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union ein- 
heitlichem Muster. Dieser berechtigt sie selbst oder den sie befördern- 
den Kraftfahrzeugführer in Deutschland, ausgewiesene Parkplätze für 
behinderte Menschen (erkennbar an dem Zusatzzeichen mit Rollstuhl- 
fahrersymbol) zu benutzen, bei eingeschränktem Halteverbot bis zu 
drei Stunden zu parken, bei durch Zusatzschild begrenzt zulässiger 
Parkdauer diese zu überschreiten, in Fußgängerzonen während der 
angeordneten Zeit für Be- und Entladen, an Parkuhren und Park- 
scheinautomaten ohne Gebührenentrichtung und ohne zeitliche Be- 
grenzung, auf Parkplätzen, die Bewohnern Vorbehalten sind, und in 
verkehrsberuhigten Bereichen außerhalb gekennzeichneter Parkflä- 
chen zu parken. Voraussetzung ist jeweils, dass in zumutbarer Entfer- 
nung keine reguläre Parkmöglichkeit besteht; außerdem ist die höchst 
zulässige Parkzeit - soweit nicht ausdrücklich eine zeitliche Begren- 
zung genannt ist - jeweils auf 24 Stunden begrenzt. 

Zusätzlich können die unteren Straßenverkehrsbehörden behinderten 
Menschen, deren Gehbehinderung vorübergehend ist oder deren dau- 
erhafte Gehbehinderung zwar als schwer (Merkmal „G“), aber nicht 
als außergewöhnlich schwer (Merkmal „aG“) eingestuft wurde, im 
Wege der individuellen Ausnahmegenehmigung Parkerleichterungen 
im erforderlichen Umfang (z. B. Parken im eingeschränkten Haltver- 
bot etwa vor der Praxis des behandelnden Arztes) einräumen. Teilwei- 
se haben die obersten Straßenverkehrsbehörden der Länder insoweit 
ermessensbindende oder -einschränkende Vorgaben für die unteren 
Straßenverkehrsbehörden erlassen, die aber keine bundesweite, son- 
dern nur landesweite Geltung haben. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass diese rechtlichen Mög- 
lichkeiten zur Gewährung von Parkerleichterungen der durch das 
Behindertengleichstellungsgesetz geforderten barrierefreien Teühabe 
behinderter Menschen am Straßenverkehr hinreichend Rechnung 
tragen. 


74. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Meister 

(CDU/CSU) 


Welche Gründe haben dazu geführt, dass die 
Ortsumgehung Neckarsteinach im Zuge der 
Bundesstraße B 37 im Entwurf zum Bundes- 
verkehrswegeplan 2003 lediglich für die Kate- 
gorie „Weiterer Bedarf" vorgesehen wurde, 
und auf welche Art von Abstimmungsschwie- 
rigkeiten bei der Planung zwischen Baden- 
Württemberg und Hessen ist diese Einstufung 
unter anderem zurückzuführen (vgl. Starken- 
burger Echo vom 7. Juni 2003)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 19. Juni 2003 

Das Projekt erfüllt wegen des nur lokalen Beitrages zur Netzkonzep- 
tion, der begrenzten raumordnerischen Wirkung sowie des Planungs- 
standes und der Prioritätensetzung bis 2015 nicht die Voraussetzun- 
gen für die Aufnahme in den Vordringlichen Bedarf. 


75. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Meister 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen zur Abhilfe bezüglich die- 
ser Abstimmungsschwierigkeiten wurden sei- 
tens des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen in die Wege gelei- 
tet, und warum finden sich keine entsprechen- 
den Hinweise in den Projektunterlagen zum 
Bundesverkehrswegeplan? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 19. Juni 2003 

Im Rahmen der Überarbeitung des Bundesverkehrswegeplans 
(BVWP) werden bei der Beurteilung des Planungsstandes von Projek- 
ten weder mögliche Ursachen verfolgt noch entwickelt das Bundesmi- 
nisterium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen Initiativen, diesen 
zu beeinflussen. Die Projektplanung obliegt den Ländern im Rahmen 
der Verwaltung der Bundesfernstraßen. Insoweit können die Projekt- 
unterlagen des BVWP auch keine entsprechenden Hinweise enthalten. 


76. Abgeordneter 

Dr. Georg 
Nüßlein 

(CDU/CSU) 


Inwieweit geht die Bundesregierung davon 
aus, dass der Schwerlastverkehr wegen der 
Einführung der LKW-Maut zum 31. August 
2003 auf Kurzstrecken auf Parallelstraßen aus- 
weichen wird, und was unternimmt sie, um 
sicherzustellen, dass dies nicht zu einer unzu- 
mutbaren Belastung für die Menschen in den 
betroffenen Innenstädten führt? 


77. Abgeordneter 

Dr. Georg 
Nüßlein 

(CDU/CSU) 


Erachtet die Bundesregierung es für notwen- 
dig, zum Problem des wegen der Einführung 
der LKW-Maut auf Parallelstrecken auswei- 
chenden Kurzstrecken-Schwerlastverkehrs 
Gutachten erstellen zu lassen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 16. Juni 2003 

Eine Verlagerung von Schwerverkehr von der Autobahn in das nach- 
gelagerte Straßennetz nach Einführung der LKW-Maut ist nach einer 
Untersuchung auf Veranlassung des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen (BMVBW) insgesamt als gering einzu- 
schätzen. In der Regel überwiegen auch bei einer Mauterhebung die 
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wirtschaftlichen Vorteile der Autobahnbenutzung. Dies gilt umso 
mehr, wenn im nachgelagerten Straßennetz mit dichtem innerörtli- 
chem Verkehr und daraus folgenden hohen Zeitverlusten zu rechnen 
ist. 

Es kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, dass es in Einzelfällen 
zu Mehrbelastungen auf bestimmten Streckenabschnitten kommen 
könnte, wenn sich für den Schwerverkehr günstige Bedingungen im 
nachgeordneten Straßennetz ergeben sollten. In dem am 12. April 
2002 in Kraft getretenen Autobahnmautgesetz für schwere Nutzfahr- 
zeuge (ABMG) ist daher eine Ermächtigung enthalten, die Maut- 
pflicht durch Rechtsverordnung auf genau bezeichnete Abschnitte 
von Bundesstraßen auszudehnen, wenn dies aus Sicherheitsgründen 
gerechtfertigt wäre. 

Die Bundesregierung wird zudem - in Übereinstimmung mit der Ent- 
schließung des Deutschen Bundestages vom 13. Dezember 2001 (Bun- 
destagsdrucksache 14/7822 Buchstabe B) - zu dem von ihm beschlos- 
senen ABMG (Bundestagsdrucksachen 14/7013, 14/7087, 14/7822) 
die Auswirkungen der LKW-Maut auf Ballungsräume, Wohngebiete 
und grenznahe Gebiete intensiv beobachten und gegebenenfalls Ge- 
genmaßnahmen durch Ausdehnung der Mautpflicht unverzüglich ein- 
leiten. Sie wird dem Deutschen Bundestag erstmals 12 Monate nach 
Beginn der Mauterhebung berichten. 

Um seiner Berichtspflicht nachzukommen, wird das BMVBW in Kür- 
ze ein Forschungsprojekt zur Untersuchung von Verkehrsverlagerun- 
gen auf das nachgeordnete Straßennetz nach Einführung der LKW- 
Maut vergeben. 


78. Abgeordneter 

Gero 

Storjohann 

(CDU/CSU) 


79. Abgeordneter 

Gero 

Storjohann 

(CDU/CSU) 


In welcher Höhe stehen dem Bundesland 
Schleswig-Holstein im laufenden Jahr 2003 
und in den Folgejahren finanzielle Mittel aus 
der LKW-Maut zur Verfügung, welche dem 
Haushalt des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen zufließen? 


Wie errechnen sich die auf die einzelnen Bun- 
desländer entfallenden Anteile aus der LKW- 
Maut, und welche prozentualen Anteile erge- 
ben sich hieraus jeweils für die einzelnen Bun- 
desländer? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 12. Juni 2003 

Entsprechend der gesetzlichen Vorgabe des § 1 1 Autobahnmautgesetz 
für schwere Nutzfahrzeuge (ABMG) wird das Mautaufkommen bis 
auf die Ausgaben für Betrieb, Überwachung und Kontrolle des Maut- 
systems zusätzlich dem Verkehrshaushalt zugeführt und in vollem 
Umfang für die Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur, überwiegend 
für den Bundesfernstraßenbau, verwendet werden. 
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Über die konkrete Verwendung der Mauteinnahmen sowohl hinsicht- 
lich der Aufteilung auf die verschiedenen Verkehrsträger als auch auf 
die einzelnen Bundesländer wird die künftige Verkehrsinfrastruktur- 
finanzierungsgesellschaft nach Vorgaben des Bundesministeriums für 
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (BMVBW) und im Benehmen 
mit den Bundesländern entscheiden. Ein genereller prozentualer Ver- 
teilungsschlüssel zur Aufteilung der Mauteinnahmen auf die Bundes- 
länder ist nicht vorgesehen. 

Es ist bereits ein „Anti-Stau-Programm“ (2003 bis 2007) mit einem 
Volumen von insgesamt rd. 3,78 Mrd. Euro zur Beseitigung von Ka- 
pazitätsengpässen im Straßen-, Schienen- und Wasserstraßennetz fest- 
gelegt worden. Über die konkreten Maßnahmen in den Bereichen 
Bundesfernstraßen, Bundesschienenwege und Bundeswasserstraßen 
und die zugrunde gelegten Auswahlkriterien wird umfassend auf der 
Internetseite des BMVBW informiert (http://www.bmvbw.de/Anti- 
Stau-Program-.59 1 .htm). 

Darüber hinaus beabsichtigt die Bundesregierung den mehrstreifigen 
Ausbau von Bundesautobahnen in Form von privatwirtschaftlichen 
Betreibermodellen beschleunigt zu realisieren (sog. A-Modell). Bau, 
Betrieb und Erhaltung sowie Finanzierung einer Ausbaumaßnahme 
erfolgen durch einen privaten Betreiber. Neben einer voraussichtlich 
notwendigen staatlichen Anschubfinanzierung erfolgt eine Weiter- 
leitung der streckenspezifischen Einnahmen aus der Lkw-Maut an den 
Betreiber zur Refinanzierung der Maßnahme. Eine im Benehmen mit 
den Bundesländern aktualisierte Projektliste der A-Modelle ist im 
Internetangebot des BMVBW eingestellt (http://www.bmvbw.de/ 
Betreibermodelle-fuer-die-Bundesfernstraßen-.739.htm). In Schleswig- 
E1 oistein ist auf einer Länge von 59 km (von insgesamt 71 km) der 
mehrstreifige Ausbau der Bundesautobahn A7 zwischen Autobahn- 
dreieck Bordesholm und Anschlussstelle Elamburg-Othmarschen vor- 
gesehen. 

Darüber hinaus sind nach Maßgabe des § 1 1 ABMG weitere Mautein- 
nahmen für Infrastrukturmaßnahmen vorgesehen, für die gegenwärtig 
noch keine abschließenden Festlegungen getroffen worden sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


80. Abgeordneter 

Axel E. 

Fischer 

(Karlsruhe-Land) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Angaben in der 
„Zeitschrift für Versicherungswesen“ Nr. 11, 
1. Juni 2003, S. 312, bestätigen, wonach sich 
die Prämien für die Versicherung von Wind- 
kraftanlagen gegen Schäden derzeit verdop- 
peln, und wenn ja, welches finanzielle Gesamt- 
volumen hat nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung diese Veränderung der Versicherungsbe- 
dingungen für Windkraftanlagen zu Lasten 
deren Betreiber? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Margareta Wolf 
vom 25. Juni 2003 

In jüngster Zeit kam es seitens der Versicherungen zu einer Erhöhung 
der Prämien für Windenergieanlagen. 

Hersteller und Serviceunternehmen haben bereits auf die Erhöhung 
der Versicherungsprämien durch veränderte Garantiebedingungen 
und Wartungsverträge/-strategien (Condition-Monitoring) reagiert. 
Dies bedeutet einen deutlichen Schritt in Richtung Qualitätssicherung. 
Die Bundesregierung geht davon aus, dass der sich hieraus ergebende 
Wettbewerb schnell zu einer Anpassung des Versicherungsmarktes 
führen wird. 

Über die finanziellen Auswirkungen der veränderten Versicherungs- 
bedingungen auf Betreiber von Windenergieanlagen liegen der Bun- 
desregierung zurzeit keine konkreten Zahlen vor. 


81. Abgeordneter 

Axel E. 

Fischer 

(Karlsruhe-Land) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Einschätzung 
von Versicherern, dass die Technik für Off- 
shore-Windparks angesichts der erheblichen 
Offshore-Gefahren noch nicht ausgereift ist 
(Zeitschrift für Versicherungswesen Nr. 11, 
Juni 2003, S. 312), und wenn nein, welche 
Sachverhalte oder Informationen geben den 
Ausschlag für diese andere Einschätzung der 
Bundesregierung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Margareta Wolf 
vom 25. Juni 2003 

Die Offshore-Technologie befindet sich derzeit in der Entwicklungs- 
phase. Ein entscheidender Meilenstein war dabei die Errichtung der 
4,5-MW-Pilotanlage der Firma Enercon bei Magdeburg. Weitere Pro- 
totypen der 5-MW-Klasse an den Standorten Wilhelmshaven sowie 
Bremerhaven (Fa. Pfleiderer) sollen in naher Zukunft folgen. Die 
Offshore-Entwicklung in Deutschland wird darüber hinaus von den 
im Ausland bereits gemachten Erfahrungen in Bezug auf Technik, 
Gründung und Logistik profitieren. 

Der technischen Entwicklung soll genügend Zeit gegeben werden. 
Aus heutiger Sicht geht die Bundesregierung davon aus, dass entspre- 
chend der Strategie der Bundesregierung zur Windenergienutzung auf 
See in der Startphase bis 2006 durch erste kleinere Offshore-Wind- 
parks eine installierte Off shore-Leistung von 500 MW erreicht werden 
kann. 


82. Abgeordneter 

Axel E. 

Fischer 

(Karlsruhe-Land) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, 
dass küstennahe Gebietskörperschaften, wie 
z. B. die Stadt Bremen, finanziell dadurch sa- 
niert werden könnten, wenn Windkraftanlagen 
offshore gebaut und in Betrieb genommen wer- 
den (Zeitschrift für Versicherungswesen 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


- 51 - 


Drucksache 15/1279 


Nr. 11, Juni 2003, S. 312), und wenn ja, wird 
nach Einschätzung der Bundesregierung gege- 
benenfalls ein erheblicher Anteil an diesen Mit- 
teln zur finanziellen Sanierung dieser Gebiets- 
körperschaften voraussichtlich aus den Ein- 
speisevergütungen nach dem Erneuerbare- 
Energien-Gesetz stammen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Margareta Wolf 
vom 25. Juni 2003 

Speziell im Wind-Offshorebereich sind die Produktionsstandorte an 
bestimmte Voraussetzungen gebunden, wodurch sich die Zahl der 
möglichen Standorte deutlich reduziert. Die dafür geeigneten Küsten- 
standorte sind grundsätzlich daran interessiert, durch Schaffung einer 
für den Wind-Offshorebereich notwendigen Infrastruktur Investitions- 
kapital an ihre Standorte zu binden. Bei Realisierung solcher Projekte 
kann sich dies positiv auf strukturschwache Regionen auswirken. 

Soweit der Autor in seinem Artikel (Zeitschrift für Versicherungs- 
wesen Nr. 11, Juni 2003, S. 311/312) die Auffassung vertritt, alle drei 
Parteien der Bremer Bürgerschaft erhofften sich durch die Offshore- 
Entwicklung eine Sanierung Bremens, handelt es sich um Spekulatio- 
nen, an denen sich die Bundesregierung nicht beteiligt. 


83. Abgeordnete 

Dr. Maria 
Flachsbarth 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass im Rahmen der Novellierung 
der neuen Verpackungsverordnung 30 Prozent 
der Sammelmenge an Altglas dem bestehen- 
den Glassammelsystem entzogen werden, ob- 
wohl im bisherigen Glassammelsystem ohne 
Pfand eine Verwertungsquote von 90 Prozent 
ausgewiesen wird, und wenn ja, wie steht die 
Bundesregierung dazu? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Margareta Wolf 
vom 23. Juni 2003 

Dies trifft nicht zu. Die Novelle soll im Gegensatz zur geltenden Rege- 
lung aus dem Jahr 1991 dafür sorgen, dass Einweg-Flaschen für Wein 
dauerhaft im bestehenden Sammelsystem verbleiben können. Durch 
die Novelle sollen zwar nach einer Übergangszeit von sechs Monaten 
Einweg-Glasflaschen bei Fruchtsäften und anderen kohlensäurefreien 
Getränken der Pfandpflicht unterliegen und damit dem bestehenden 
Sammelsystem entzogen werden. Der Anteil dieser Flaschen am Alt- 
glasaufkommen liegt jedoch deutlich unter 30%. Außerdem würden 
diese Einweg-Verpackungen auch nach der geltenden Regelung pfand- 
pflichtig, wenn im Getränkebereich Fruchtsaft die Mehrweg-Quote 
des Jahres 1991 nicht mehr erreicht wird. Das bestehende Glassam- 
melsystem wird durch die Pfandpflicht natürlich beeinflusst. Nach 
Auffassung des BMU wird sie jedoch weder durch die geltende 
Fassung noch durch die Novelle gefährdet. 
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84. Abgeordnete 

Dr. Maria 
Flachsbarth 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass pflichtbepfandete Glasbehäl- 
ter vom Handel nicht mehr farblich getrennt 
zurückgenommen werden, und damit ein 
Downcycling (Verarbeitung zu Baustoffen) 
oder Export unvermeidlich werden, und wenn 
ja, wie steht die Bundesregierung dazu? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Margareta Wolf 
vom 23. Juni 2003 

Sowohl bei hündischer Rücknahme als auch bei Rücknahme durch 
Automaten ist eine farblich getrennte Sammlung der Glasflaschen 
technisch möglich. Wie die Rücknahme in der Praxis erfolgen wird, 
bleibt abzuwarten. Grundsätzlich ist in einem Pfandsystem insgesamt 
eine höhere Sortenreinheit der zurückgenommenen Verpackungen zu 
erwarten als in der derzeitigen Sammlung. Diese höhere Sortenrein- 
heit führt zu verbesserten Verwertungsmöglichkeiten. 


85. Abgeordnete 

Dr. Maria 
Flachsbarth 

(CDU/CSU) 


Wie steht die Bundesregierung zu der Ein- 
schätzung, dass der Wettbewerbsnachteil von 
bepfandeten Mehrwegsystemen durch den 
pfandbefreiten Karton festgeschrieben und 
eine weitere Marktverwerfung ohne ökologi- 
schen Vorteil durch die Destabilisierung von 
Mehrweg durch den Karton erfolgen wird? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Margareta Wolf 
vom 23. Juni 2003 

Bis zur Einführung der Pfandpflicht hatten Mehrweg-Systeme einen 
Wettbewerbsnachteil gegenüber ökologisch nachteiligen Einweg-Ge- 
tränkeverpackungen. Dieser Wettbewerbsnachteil wird durch die 
Pfandpflicht ausgeglichen. Der in der Novelle als ökologisch vorteil- 
haft eingestufte und damit pfandfreie Getränkekarton wird nicht nur 
mit Mehrwegverpackungen im Wettbewerb stehen, sondern vor allem 
mit pfandpflichtigen ökologisch nicht vorteühaften Einweg-Getränke- 
verpackungen. Auch in den vergangenen Jahren hat der pfandfreie 
Karton seinen Marktanteil nicht zu Lasten bepfandeter Mehrweg-Sys- 
teme ausgebaut. Im Bereich Fruchtsaft wird die Pfandpflicht voraus- 
sichtlich u. a. dazu führen, dass Einweg-Glasflaschen durch Mehrweg- 
Glasflaschen ersetzt werden. Mit Blick auf die zukünftige Entwicklung 
ist zu bedenken, dass Kartonverpackungen nicht in allen Markt- 
segmenten, so z. B. nicht bei den kohlensäurehaltigen Getränken, 
eingesetzt werden können. 


86. Abgeordnete 

Dr. Maria 
Flachsbarth 

(CDU/CSU) 


Welche Verwertungsquote und -verfahren exis- 
tieren für den Standbeutel? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Margareta Wolf 
vom 23. Juni 2003 

Wesentliche Grundlage für die vorgesehene Einstufung des Verbund- 
folien-Standbodenbeutels als ökologisch vorteilhafte Getränkeverpa- 
ckung sind Ökobilanz-Untersuchungen, die den einschlägigen ISO- 
Standards entsprechen, von einem unabhängigen Expertengremium 
geprüft wurden und schließlich vom Umweltbundesamt geprüft und 
bewertet wurden. Diesen Untersuchungen lag eine Verwertungsquote 
von 68 % zugrunde. Im Rahmen der Untersuchungen wurde festge- 
stellt, dass die Materialien nach Erfassung i. d. R. über Wirbelstromab- 
schneider sortiert und durch eine Pyrolyse mit anschließender Schmel- 
ze verwertet wurden. Produkt der Verwertung ist Sekundäralumini- 
um. Der Kunststoffanteil des Verbundes wird im Rahmen der Pyro- 
lyse vollständig energetisch genutzt. 


87. Abgeordnete 

Gerda 

Hasselfeldt 

(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, dass das Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit im Frühjahr dieses Jahres eine Anfrage zu 
einem Verkehrsbauprojekt in Fürstenfeld- 
bruck (Verlegung der Bundesstraße B2) an 
den Ortsvorsitzenden von BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN in Fürstenfeldbruck gerichtet hat 
(Fürstenfeldbrucker Neueste Nachrichten vom 
4. Juni 2003), und wenn ja, in welchem Zusam- 
menhang stand diese Anfrage? 


88. Abgeordnete Welchen Zweck verfolgte sie und welches Er- 

Gerda gebnis erbrachte sie? 

Hasselfeldt 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 16. Juni 2003 

Der Ortsvorsitzende von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in Fürsten- 
feldbruck hat sich am 4. März und 26. Mai 2003 auf eigene Initiative 
an das BMU gewandt und auf seine Anfrage hin Auskunft zum Ver- 
fahrensstand erhalten. 


89. Abgeordnete 

Gerda 

Hasselfeldt 

(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, dass von einem Staatssekre- 
tär im Bundesministerium für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit im Frühjahr 
dieses Jahres bei Ortsvorsitzenden oder ande- 
ren Parteifunktionären der Partei BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN nach Anregungen bezüg- 
lich des Bundesverkehrswegeplans gefragt 
wurde? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Margareta Wolf 
vom 26. Juni 2003 

Dies ist nicht zutreffend. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung 


90. Abgeordnete 

Katherina 

Reiche 

(CDU/CSU) 


Auf welcher Rechtsgrundlage fand die bundes- 
weite Überprüfung der BAföG-Empfänger 
(BAföG: Bundesausbildungsförderungsgesetz) 
statt, von der die „Süddeutsche Zeitung“ am 
10. Juni 2003 berichtete? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Christoph Matschie 
vom 19. Juni 2003 

Der Datenabgleich stützt sich auf § 45d Einkommensteuergesetz 
(EStG) und § 69 Abs. 1 Nr. 1 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB X). 


91. Abgeordnete Was war der Anlass für die Überprüfungen, 

Katherina und in welchen Zeitabständen finden diese 

Reiche Überprüfungen statt? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Christoph Matschie 
vom 19. Juni 2003 

Die Ermächtigungsnorm des § 45d Abs. 2 EStG ist zum 1. April 1999 
als Bestandteil des „Steuerentlastungsgesetzes 1999/2000/2001“ in 
Kraft getreten. Eine Reihe von Ländern hat, technisch bedingt, mit 
den Überprüfungen erst Ende 2002 bzw. Anfang 2003 begonnen. Die 
Überprüfungen erfolgen jahresweise. 


92. Abgeordnete 

Katherina 

Reiche 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist die Anzahl der ermittelten 
BAföG-Empfänger, die ihr Vermögen falsch 
angegeben haben, und wie hoch ist die Summe 
der zu Unrecht vergebenen Mittel? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Christoph Matschie 
vom 19. Juni 2003 

Bundesweite Angaben über die Anzahl der betroffenen Leistungsemp- 
fängerinnen und -empfänger und die Höhe möglicher Rückforde- 
rungsansprüche lassen sich, v. a. aufgrund der sehr unterschiedlichen 
Verfahrensstände in den Ländern, zurzeit noch nicht machen. 


93. Abgeordnete 

Katherina 

Reiche 

(CDU/CSU) 


Wie viele Ermittlungsverfahren sind eingeleitet 
worden, und welche weiteren rechtlichen Kon- 
sequenzen, betreffend einer Änderung des 
BAföG, beabsichtigt die Bundesregierung aus 
den Vorfällen zu ziehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Christoph Matschie 
vom 19. Juni 2003 

Die Zahl der Ermittlungsverfahren kann gegenwärtig nicht beziffert 
werden, siehe Antwort auf Frage 92. Hinsichtlich weiterer rechtlicher 
Konsequenzen prüft die Bundesregierung zurzeit eine klarstellende 
gesetzliche Regelung zum automatisierten Datenabgleich. 


Berlin, den 27. Juni 2003 
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